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ZUSAMMENFASSUNG

Der Ausbau der Photovoltaik stellt ein wichtiges Element der Energiestrategie 2030
dar. Jahrlich sollen Anlagen mit einer Photovoltaikleistung von mindestens 5 MWp
pro Jahr zugebaut werden und die bestehenden Anlagen sollen zudem mdglichst
lange am Netz gehalten werden. Um dieses Ziel zu erreichen soll das bestehende
Férdermodell angepasst, vereinfacht und auf die effektiv wirksamen Massnahmen

ausgerichtet werden.

Die im Energieeffizienzgesetz (EEG) enthaltene feste Einspeiseverglitung fiir Strom
aus Photovoltaikanlagen ist befristet und Iduft Ende 2022 aus. Die bestehende In-
vestitionsforderung fiir PV-Anlagen ist davon nicht betroffen und soll auch tiber
das Jahr 2022 hinaus weiter ausgerichtet werden. Im April-Landtag 2022 wurden
mit grosser Mehrheit zwei Motionen der Freien Liste fiir die Einflihrung einer PV-
Pflicht auf Liechtensteins Déchern an die Regierung lberwiesen. Dabei wurde von
den Motiondren die Beibehaltung der Férderungen fiir Photovoltaik gefordert. Ak-
tuell gibt es drei unterschiedliche Férdermodelle, mit und ohne feste Einspeisever-
glitung. Im Jahr 2021 haben bereits 85% der Anlagenersteller die h6here Investiti-
onsférderung von 650 CHF/kWp gewdhlt und dafiir auf eine garantierte Einspeise-
verglitung verzichtet. Die Stromverglitung richtet sich bei dieser Option nach dem
Marktpreis. An diesem marktorientierten Modell soll daher festgehalten werden.
Die Situation bei den Strommarktpreisen ist allerdings sehr dynamisch und fiir Bau-
willige schwer kalkulierbar.

Planungssicherheit, eine kurze Amortisationsdauer und Versténdlichkeit des Fér-
dersystems sind fiir Bauwillige wichtige Anreize, um in eine Anlage zu investieren.
Deshalb soll mit dieser Vorlage die Grundlage fiir eine Mindestvergiitung fiir ins
Netz eingespiesenen Strom aus Photovoltaikanlagen geschaffen werden. Die Héhe
der Mindestverglitung wird von der Regierung per Verordnung festgelegt, wobei
der gesetzliche Rahmen eine Mindestverglitung zwischen 4 bis 8 Rappen pro Kilo-
wattstunde vorgibt. Unter Beriicksichtigung der Weiterbetriebskosten fiir dltere
Anlagen soll diese gemdiss Regierung aktuell auf 6 Rappen pro Kilowattstunde fest-

gelegt werden.

Mit einer einfachen und einheitlichen Mindestvergliitung werden drei Ziele verfolgt:
Erstens soll damit fiir gréssere Anlagen die nétige Investitionssicherheit (Risiko-



minimierung) hergestellt werden. Zweitens sollen die Weiterbetriebskosten fiir be-
stehende Anlagen gedeckt werden, zumal gut unterhaltene Anlagen wesentlich
ldnger Strom einspeisen als urspriinglich angenommen. Und drittens soll die Kom-
plexitdt des bestehenden Férdermodells und der damit einhergehende administra-
tive Aufwand sowohl fiir Antragsteller wie auch Behérden reduziert werden (Ende
2021 waren 2'100 Photovoltaikanlagen am Netz).

Den unterschiedlichen Investitionskosten fiir Anlagen auf Neubauten und beste-
henden Bauten wird durch unterschiedlich hohe Investitionsférderungen Rechnung
getragen. Weiters sollen beim Ersatz von Bestandsanlagen, die dlter als 20 Jahre
sind, neue Anlagen wieder im vollen Umfang, also inklusive Investitionsférderung,
geférdert werden. Die gegenstdndliche Vorlage sieht zudem die Mdéglichkeit vor,
die Mindestvergiitung auf andere erneuerbare Stromerzeugungen wie Kleinwas-

serkraft, Biomasse oder Windenergie anzuwenden.

ZUSTANDIGES MINISTERIUM

Ministerium fir Inneres, Wirtschaft und Umwelt

BETROFFENE STELLEN
Amt fur Volkswirtschaft

Stabsstelle Finanzen

Liechtensteinische Kraftwerke



Vaduz, 12. Juli 2022
LNR 2022-1097
P

Sehr geehrter Herr Landtagsprasident,

Sehr geehrte Frauen und Herren Abgeordnete

Die Regierung gestattet sich, dem Hohen Landtag nachstehenden Bericht und An-
trag betreffend die Abdnderung des Energieeffizienzgesetzes an den Landtag zu

unterbreiten.

. BERICHT DER REGIERUNG

1. AUSGANGSLAGE

1.1 Rickblick

Im Jahre 2008 konnte mit der Schaffung des Energieeffizienzgesetzes (EEG)! und
der Energieeffizienzverordnung (EEV)? die Grundlage zur Férderung der Photovol-
taik gelegt werden. Diese hat zu einem erfreulichen Zubau an Photovoltaik ge-
fuhrt. Liechtenstein hat heute weltweit die héchste installierte Photovoltaikleis-

tung pro Kopf.

Gesetz vom 24. April 2008 (ber die Forderung der Energieeffizienz und der erneuerbaren Energien (Ener-
gieeffizienzgesetz; EEG) LGBI. 2008 Nr. 116.

Verordnung vom 27. Mai 2008 (iber die Forderung der Energieeffizienz und der erneuerbaren Energien
(Energieeffizienzverordnung; EEV), LGBI. 2008.



Die Starken des bestehenden Systems, die es zu erhalten gilt, sind:
- einfaches, transparentes Fordersystem
- Photovoltaik-Anlagen sind finanzierbar und rentabel

- geringer administrativer Aufwand fiir Antragsteller und Behorden.

Das geltende EEG bietet Bauwilligen die Mdéglichkeit, zwischen drei verschiedenen

Moglichkeiten der Forderung auszuwahlen:

- Option 1 ist eine Einmalférderung mit derzeit 400 CHF/kWp und zusatzlich
einer festen Einspeisevergiitung von 10 Rp/kWh fiir die Uberschusseinspei-

sung wahrend 10 Jahren (Art. 17 Abs. 2 Bst. a EEG iVm Art. 11b Abs. 1 EEV).

- Option 2 ist eine hdhere Einmalférderung von derzeit 650 CHF/kWp. Uber-
schiisse werden ins Netz eingespiesen und nach Marktpreisen vergltet. Der
Anlagenbetreiber tragt das Risiko steigender oder fallender Marktpreise fir

den eingespiesenen Strom (Art. 17 Abs. 1 EEG iVm Art. 11b Abs. 2 EEV).

- Option 3 ist fiir Fassadenanlagen vorgesehen. Dabei profitiert man von einer
Einmalférderung von derzeit 750 CHF/kWp und zusatzlich einer festen Ein-
speisevergltung von 10 Rp/kWh fiir 10 Jahre (Art. 17 Abs. 2 Bst. a EEG iVm
Art. 11b Abs. 3 EEV).

Im Jahr 2015 wurde die zuvor schon einmal auf 5 Jahre (2008-2013) begrenzte
Einspeisevergutung fir Neuanlagen nochmals fiir einen Zeitraum von knapp 6 Jah-
ren bis 31. Dezember 2020 ausgedehnt. Im Dezember 2020 wie auch im November
2021 hat der Landtag die Férderung durch Einspeisevergiitung jeweils um ein wei-
teres Jahr bis Ende 2022 verlangert. Die aktuelle Regelung mit der festen 10-jahri-
gen Einspeiseverglitung nach Art. 17 EEG (Option 1 und 3) lauft damit Ende 2022

aus.



Die Investitionsforderung, die einmalig ausgerichtet wird, ist davon nicht betrof-

fen und kann gemass EEG auch weiterhin ausgerichtet werden.

Zusatzlich fordern die Gemeinden Photovoltaikanlagen nach ihren eigenen For-
derbestimmungen. Heute betragt die Gemeindeférderung in der Regel 100% der

einmaligen Landesférderung bis zur Hochstgrenze von CHF 10°000.
1.2 Rolle der Photovoltaik (PV) in der Energiestrategie 2030

Der Zubau an Photovoltaikleistung ist eine der wesentlichen Massnahmen der

Energiestrategie 2030. Ziel ist ein Zubau von mindestens 5 MWp PV-Leistung pro
Jahr ab dem Jahr 2021.

Nachfolgende Grafik zeigt die Entwicklung des Photovoltaikzubaus (Stand Ende
2021).

Photovoltaik Zubau FL pro Jahr

7000

® zugesichert

:

u effektiv am Netz

:

Leistung [kwp]

2008 2009 010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020 2021

Jahr Grafik: Energiefachstelle Stand 07.07.2022

Per 31. Dezember 2021 konnte fir das Jahr 2021 eine iberdurchschnittliche Leis-
tung von 6’350 kWp zugesichert werden. Die hohe zugesicherte Leistung ist einer-
seits eine Folge der generell positiven Stimmung fiir den Bau von Photovoltaikan-

lagen und andererseits eine Reaktion auf das Auslaufdatum der festen



10

Einspeiseverglitung Ende 2022. Effektiv gingen im Jahr 2021 Photovoltaikanlagen
mit einer Leistung von 3'776 kWp neu ans Netz. Das heisst, dass das Zubauziel von

5 kWp deutlich verfehlt wurde. Weitere Anstrengungen sind daher notwendig.

2020 konnten mit den 30 MWp Photovoltaik am Netz rund 7% des Stromverbrau-
ches in Liechtenstein im Jahresmittel gedeckt werden. Bis 2030 sollen weitere 50
MWp dazu kommen, was die installierte Leistung auf 80 MWp ansteigen lassen
wird. Die Photovoltaik hat damit einen sehr grossen Einfluss auf den Betrieb des
Stromnetzes. Es ist davon auszugehen, dass das gut ausgebaute Stromnetz Liech-
tensteins diese Leistungen verarbeiten kann. Punktuelle Anpassungen werden
notwendig sein und Massnahmen im Sinne eines Managements von Erzeugung,

Speicherung und Verbrauch erhalten kiinftig einen héheren Stellenwert.
1.3 Preisentwicklung fiir PV-Dachanlagen in Liechtenstein

Nachfolgende Grafik zeigt die Erstellungskosten geférderter und abgerechneter
Photovoltaikanlagen in Liechtenstein. Es handelt sich um Mittelwerte, welche
auch dachintegrierte Anlagen sowie Anlagen auf Neubauten und bestehenden

Bauten beinhalten.

Erstellungskosten (exkl. MwsSt) von geforderten PV-Anlagen pro kWp im FL
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Quelle: Energiefachstelle FL 04.02.2022




11

Seit 2008, als die ersten Anlagen (iber das EEG gefdordert wurden, sind die Preise
fir Photovoltaikanlagen um den Faktor vier bis flinf gesunken. Nach anfanglichen
sehr grossen Preisspriingen hat sich die Kostensenkung verlangsamt. Es kann da-
von ausgegangen werden, dass die Anlagenpreise weiter leicht fallen werden. Die
Preissenkung ist vorwiegend durch tiefere Preise fiir PV-Module und Wechselrich-
ter bedingt. Die weiteren Kosten flir Montagearbeiten, elektrischen Anschluss, Si-
cherheitsgeriiste wahrend der Bauzeit etc. blieben weitgehend gleich. Entspre-
chend hat sich der Preisunterschied zwischen grossen und kleinen Anlagen sowie
zwischen Anlagen auf Bestandsbauten und Neubauten akzentuiert, da jetzt die
Unterschiede bei den baulichen Kosten verstarkt zum Tragen kommen. Diese Kos-
tendifferenz ist bei einer Uberarbeitung des Férdermodells zu beriicksichtigen,

ohne die Komplexitdt des Férdermodells zu erhéhen.
1.4 Fassadenanlagen

Der Ertrag einer Solarfassade betragt Gber das gesamte Jahr betrachtet etwa zwei
Drittel im Vergleich zu einer klassischen, schrag angebrachten PV-Anlage mit opti-
maler Dachausrichtung. Im Winter, wenn der Stromverbrauch besonders hoch
und die Stromproduktion anderer Photovoltaikanlagen gering ist, liefert eine Fas-
sadenanlage mit slidlicher Ausrichtung hingegen vergleichsweise mehr Strom. Die-

ser Winterstrom ist im kiinftigen Stromgefilige von hohem Nutzen.

Festzustellen ist, dass Anlagen an Fassaden immer noch relativ selten gebaut wer-
den. Sie machen weniger als 1% der installierten Leistung aus. Insbesondere as-
thetisch ansprechende und architektonisch gut integrierte Anlagen weisen im Ver-
gleich zu konventionellen Dachanlagen einen deutlich hoheren Preis auf. Ein Teil
dieser Mehrkosten kann durch Kosteneinsparungen durch den Wegfall der kon-

ventionellen Fassadeneinkleidung kompensiert werden.
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Die im Jahr 2018 in der Energieeffizienzverordnung (EEV) neu geschaffene Option
3 hatte zum Ziel, mehr Interesse fur Fassadenlésungen zu wecken. Diese im Ver-
gleich zu konventionellen Anlagen erhoéhte Forderung wird auch weiterhin not-

wendig sein, damit Fassadenanlagen vermehrt umgesetzt werden.

Nebst finanziellen Aspekten besteht auf Seite der Architekten und Architektinnen
sowie der Bauherrschaften noch eine mangelnde Bereitschaft, sich auf diese neue

Bauart mit eigenem architektonischem Ausdruck einzulassen.

1.5 Strompreisentwicklung und Energiemanagement

Ein grosser Anteil des Stromhandels beruht auf mittel- bis langfristigen Vertragen,
was den Strompreisen gegeniiber den Endabnehmern eine gewisse Stabilitat ver-
leiht. Stromnachfrage und -angebot lassen sich aber nicht langerfristig genau vor-
hersagen. Fiir diesen variablen Handelsanteil besteht ein Markt, bei dem sich der
Preis aus Angebot und Nachfrage auf Stundenbasis bildet. Fehlt die entsprechende
Nachfrage, sinken die Preise. Bei hoher Nachfrage bzw. geringem Angebot steigen
diese. Der pandemiebedingte Wirtschaftseinbruch hat die Stromnachfrage und in
der Folge die Strompreise in Europa auf sehr tiefe Werte nahe Null einbrechen
lassen. Ab Ende 2021 haben stark steigende Preise fir Primdrenergietrager wie
Gas, welches auch zur Stromerzeugung verwendet wird, bei gleichzeitig zuneh-

mender Nachfrage zu stark steigenden Preisen am Spotmarkt gefiihrt.

Die Stromerzeugung aus Photovoltaik und Wind lasst sich nicht steuern. Das Wet-
ter bestimmt den moglichen Ertrag. Bei viel Wind und Sonne wird viel geliefert und
die Preise tendieren nach unten, wenn diese Wettersituation weite Teile Europas
gleichzeitig betrifft. Mit zunehmendem Anteil von Strom aus variablen erneuerba-
ren Energiequellen werden die Strompreise starker variieren und dies nicht nur
saisonal, sondern auch stiindlich im Verlauf des Tages. Starre quasivariable Tarif-

modelle mit Hoch- und Niedertarif zu fixen Zeiten werden langerfristig
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verschwinden. Am Morgen und Abend sind die Marktpreise heute tendenziell h6-
her, an einem sonnigen Sommermittag tendieren sie nach unten. Je nach Wetter

und damit Marktlage kénnen aber auch ganz andere Tagesmuster auftreten.

Ein lokales Energiemanagementsystem fir die Steuerung von Lasten, wie z.B. Was-
sererwdrmern, Gebaudeheizung und die Zwischenspeicherung von Strom in Bat-
terien, werden kiinftig an Bedeutung gewinnen. Ein solches System bericksichtigt
die absehbaren stiindlichen Strompreise und den absehbaren Strombedarf. Be-
treiber von Photovoltaikanlagen kénnen so ihren Eigenverbrauch und damit die
Wirtschaftlichkeit ihrer Anlage erhéhen. Eine wichtige Rolle werden in diesem Zu-
sammenhang auch Elektroautos spielen, welche kiinftig vermehrt zeitlich abhan-
gig vom PV-Stromertrag geladen werden oder sogar Strom aus der Batterie ins

Netz einspeisen.

Ein solches marktorientiertes Verhalten von Prosumern3 dient der Gesamteffizi-
enz der Stromversorgungsinfrastruktur. Ein Fordermodell fir Photovoltaik sollte

so ausgestaltet sein, dass diese Marktorientierung belohnt wird.
1.6 Einspeisevergiitung zu Marktpreisen

Die Forderbedingungen wurden per 15. Juni 2018 auf Verordnungsstufe um Op-
tion 2 ergidnzend angepasst. Ziel dieser Anpassung war es, einen Ubergang vom
mehrheitlich durch Einspeiseverglitung gepragten Forderansatz hin zu mehr Inves-
titionsforderung und Marktorientierung zu bewirken. Dass dies gelungen ist, zei-
gen die letzten beide Jahre. 2020 wurden nur noch rund 30% der Férderungen mit

fester Einspeiseverglitung (Option 1), aber schon rund 70% mit erhoéhter

3 Prosumerist ein Begriff flr Anlagenbesitzer, die gleichzeitig Stromlieferanten als auch Strombeziiger sind.

Das Wort Prosumer ist eine Kombination von Produzent und Konsument.
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Investitionsforderung und Marktpreisvergiitung (Option 2) zugesichert. 2021 hat

sich der Anteil nochmals auf 85% fiir Option 2 verschoben.

Die bisherige Verglitung zu Marktpreisen beruht auf einem gemittelten monatli-
chen Marktpreis. Zur Optimierung einer netzdienlichen marktorientierten
Stromeinspeisung soll die Vergitung kinftig nach der viertelstiindlich gemesse-

nen Einspeisung gemass den jeweiligen Marktpreisen erfolgen.

Liechtenstein ist eines der ersten Lander der Welt mit einer Energiemessung, wel-
che flichendeckend auf Smartmetern* beruht. Liechtenstein ist damit in der ein-
maligen Lage, ein solches Vergitungsmodell umsetzen zu konnen. Der Solarwelt-
meister Liechtenstein kann damit nicht nur quantitativ, sondern auch qualitativ

eine international wegweisende Rolle Gbernehmen.

1.7 Eigenverbrauch und Einspeisung

Eigenverbrauchter Strom erhoht die Wirtschaftlichkeit einer Anlage. Jede Kilo-
wattstunde selbst verbrauchter Strom ist gleichzusetzen mit einer Verglitung zum
aktuellen Strompreis, den man bezahlen wiirde. Dieser liegt meist deutlich Gber
dem Marktpreis, den man bei Einspeisung erhalten wiirde. Die Differenz ergibt
sich vor allem aus dem Netzentgelt, das beim Strombezug zusatzlich zum Energie-

preis zu bezahlen ist.

Wird die Einspeisung von Strom nicht angemessen vergiitet, besteht die Gefahr,
dass Anlagen nur gerade so gross dimensioniert werden, dass ein bestmoglicher
Eigenverbrauch resultiert. Hingegen eignen sich Dacher von Unterstanden und
Scheunen besonders fiir grosse Anlagen, diese Objekte haben aber praktisch kei-

nen Eigenverbrauch.

4 Smartmeter sind intelligente, vernetzte Zahler fur die Messung von Wasser-, Gas- oder Stromverbrauch.
Als Stromzéahler sind sie Teil des Smart Grid, des intelligenten Stromnetzes.
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Soll die Photovoltaik in Zukunft den gewilinschten hohen Anteil zur Energieversor-
gung des Landes beitragen, missen sowohl kleine als auch grosse Dachflachen
moglichst maximal genutzt werden — unabhangig vom Eigenverbrauchsanteil im

Gebiude.

Nur wenn sich aus der Kombination von Investitionsforderung und Stromvergii-
tung eine angemessene Wirtschaftlichkeit erzielen lasst, werden solche Anlagen
gebaut und Dachflachen maximal genutzt. Dies ist bei der Ausgestaltung des For-
dermodells vor allem auch durch eine angemessene Stromvergitung zu gewahr-

leisten.
1.8 Weiterbetriebskosten

Photovoltaikanlagen haben nach der Erstellung (iber die erwartete Lebensdauer
von 25 bis 30 Jahren niedrige laufende Kosten. Dennoch gibt es fiir einen ertrag-
reichen und sicheren Betrieb bis zum Ende der Lebensdauer wiederkehrende Kos-
ten fur Betrieb und Unterhalt. Diese Kosten bestehen aus Sicherheitschecks, Ver-
sicherung, Reinigung, Messung und Monitoring sowie der Erneuerung von Kom-

ponenten wie zum Beispiel der Wechselrichter.

Eine Abschiatzung der Weiterbetriebskosten® kommt erwartungsgemass zum
Schluss, dass die spezifischen Weiterbetriebskosten mit zunehmender Grosse ab-
nehmen. Bei Kleinanlagen bis 5 kWp liegen diese bei 3 bis 6 ct/kWh und bei gros-
seren Dachanlagen von 100 bis 500 kWp bei 3 bis 4.5 ct/kWh.

Es ist davon auszugehen, dass die Weiterbetriebskosten auch in Liechtenstein zwi-

schen 3 bis 6 Rp/kWh liegen diirften. Fallt die Einspeiseverglitung unter diesen

> Bosch und Partner, Vorbereitung und Begleitung bei der Erstellung eines Erfahrungsberichts gemaR § 97

ErneuerbareEnergien-Gesetz, Teilvorhaben Il, c: Solare Strahlungsenergie, Zwischenbericht 2018, Seite
114.
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Betrag, so besteht die Gefahr, dass eine Anlage nach einem grdsseren Defekt nicht

repariert und damit stillgelegt wird.

Zunehmend mehr Anlagen in Liechtenstein haben ein Alter von zehn und mehr
Jahren. Damit verlieren diese den Anspruch auf eine feste Einspeiseverglitung. Bei
niedrigen oder unsicheren Marktpreisen kann fur diese Anlagen daher nicht im-

mer von einem Weiterbetrieb nach einem Defekt ausgegangen werden.

Das neue Fordermodell soll auch diese Anlagen umfassen und einen finanziellen
Anreiz geben, welcher zu einem langfristigen Betrieb aller Anlagen beitragt. Dies
wird erreicht, wenn eine garantierte Verglitung mindestens die Weiterbetriebs-
kosten deckt. Das neue Férdermodell soll daher eine Mindestverglitung fir alle

Anlagen unabhangig von ihrem Alter vorsehen.
1.9 Zusammenschluss zum Eigenverbrauch (ZEV)

Der Zusammenschluss zum Eigenverbrauch (ZEV) ist ein vertraglicher Zusammen-
schluss mehrerer Endverbraucher, um ihren selbst produzierten Strom (meist
Strom aus Photovoltaikanlagen) an Ort und Stelle selbst zu verbrauchen. Dabei
verrechnen Erzeuger und Verbraucher ihren Strom aus Photovoltaikanlagen direkt
untereinander und verbrauchen den Strom im sogenannten Eigenverbrauch. Nur
der verbleibende Reststrombedarf wird vom o6ffentlichen Elektrizitdtswerk bezo-

gen respektive Uberschiisse ins Netz eingespiesen.

ZEV werden letztlich zur Optimierung der Wirtschaftlichkeit von Photovoltaikanla-
gen realisiert. Der wirtschaftliche Grund fir die Errichtung von ZEV ist die Einspa-
rung von Netzkosten und eine meist etwas bessere Verglitung fiir den Strom. Es
wird jedoch bis anhin nur vereinzelt Gebrauch davon gemacht, weil die Verrech-
nung der Stromkosten zwischen den am ZEV teilnehmenden Parteien vereinbart
und administriert werden muss. Zudem kann das einzelne ZEV-Mitglied nicht mehr

individuell am 6ffentlichen Netz Strom beziehen oder einspeisen.
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Im Gegensatz zu anderen Landern fallen in Liechtenstein fiir selbst verbrauchten
Strom keine Abgaben, Geblihren oder Steuern an, unabhangig davon, ob es sich
um einen einzelnen Verbraucher (z.B. EFH) oder ein ZEV (z.B. Mehrfamilienhaus)
handelt. Dies ist im Sinne der Vereinfachung der Messeinrichtung und der Admi-
nistration ein gewichtiger Anreiz zum Eigenverbrauch von Photovoltaikstrom an

Ort und Stelle, welcher sich nun seit vielen Jahren bewahrt hat.

1.10 Zusammenschluss zum virtuellen Eigenverbrauch (virtueller ZEV)

Das Konzept eines so genannten virtuellen ZEV sieht vor, dass der Zusammen-
schluss zum Eigenverbrauch unter Nutzung des 6ffentlichen Stromnetzes erfolgt.
Der Zusammenschluss kann dabei innerhalb eines Wohnkomplexes, eines Quar-
tiers oder iber das ganze Land erfolgen. Je nachdem wo sich Erzeuger und Ver-
braucher befinden, wird der Strom Uiber eine oder mehrere Netzebenen transpor-
tiert. Vorteil eines so genannten virtuellen ZEV ist, dass auf kostenintensive An-
passungsarbeiten und eigene Verkabelungen verzichtet werden kann. Auch die ei-
gene Nutzung des Stromes, welcher auf einem Gebdude A erzeugt und in Gebdude

B bezogen wird, ware damit denkbar.

Die Errichtung eines virtuellen ZEV unter Nutzung des 6ffentlichen Netzes ist in
Liechtenstein rechtlich zuldssig, es ist jedoch der einheitliche Netznutzungstarif zu

entrichten.

Die Netzkosten stellen einen wesentlichen Anteil der Stromkosten dar. Dabei wer-
den die Kosten fur Erstellung und Unterhalt des Stromnetzes solidarisch auf den
gesamten bezogenen Strom des Landes differenziert nach Netzebenen umgelegt
— dies unabhangig von der effektiv genutzten Leitung oder Zeitlichkeit der Netz-

nutzung.

Eine Reduktion der Netznutzungskosten fir eine bestimmte Nutzergruppe wiirde

zwangslaufig zu einer Umlagerung auf die verbleibenden Netznutzer fiihren. Dies
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kame einer verdeckten zusatzlichen Abgabe auf samtlichen Strombezug zur For-

derung der virtuellen ZEV gleich.

Eine Anpassung der Netztarife als Sonderlosung fir virtuelle ZEV fihrt auf Basis
von Untersuchungen des Schweizerischen Bundesamtes fur Energie® zu keiner we-
sentlich effizienteren Netznutzung, sondern lediglich zu einer Umverteilung der
anfallenden Netzkosten. Dies ist nicht im Sinne einer diskriminierungsfreien, soli-

darischen Netznutzung.

Die Netzkosten sind zudem gesetzlich nach Elektrizitaitsmarktgesetz (EMG)’ regu-
liert. Uber die Einhaltung der Regeln wacht der unabhingige Regulator®, welcher

nach den in Liechtenstein umgesetzten EU-Regulierungen priift.

Auch Solarstrom soll méglichst sparsam und effizient verbraucht werden. Eine
«Verbilligung» von Photovoltaikstrom (iber eine glinstigere Netzbenutzung mit
virtuellen ZEV wiirde diesem Ziel widersprechen. Eine «Verbilligung» von Strom
Uber diesen Weg wiirde letztlich dazu fiihren, dass nicht der Anlagenbetreiber,
welcher die Investition fiir die Photovoltaikanlage tatigt, sondern der Konsument
von Photovoltaikstrom von dieser indirekten Forderung («Verbilligung Netztarif»)

profitieren wiirde.

Eine Forderung des Verbrauchs von Photovoltaikstrom via virtueller ZEV wiirde
dem gewahlten Ansatz der Forderung von Stromproduktion und Energieeffizienz
widersprechen, weil so den Konsumenten statt den Produzenten von Solarstrom

eine Forderung oder in diesem Falle eher eine Umverteilung zufliessen wiirde.

Studie zur Weiterentwicklung in der Tarifierung von Netz und Energie im Auftrag des BFE
https://pubdb.bfe.admin.ch/de/publication/download/10513.

Gesetz vom 20. Juni 2002 tiber den Elektrizitatsmarkt (Elektrizitditsmarktgesetz; EMG) LGBI. 2002 Nr. 144.

Flr Liechtenstein nimmt die Kommission flr Energiemarktaufsicht die Aufgabe des Regulators wahr.
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Entgegen dem Trend in einigen anderen Landern erachtet es die Regierung aus
vorgenannten Uberlegungen daher nicht als sinnvoll, ein drittes indirektes For-

derelement in Form reduzierter Netztarife fiir virtuelle ZEV einzufiihren.

1.11 Netzkostenberechnung aufgrund dezentraler Stromproduktion wie Pho-

tovoltaikanlagen

Die Aufgabe der Netzpreispriifung obliegt der Kommission fiir Energiemarktauf-
sicht als nationaler Regulator, welcher nach den gesetzlichen Grundlagen des

Elektrizitatsmarktgesetzes (EMG) die Netzkosten periodisch prift.

Es ist nicht zu erwarten, dass durch die dezentrale Einspeisung von Photovoltaik-
strom die Netzkosten insgesamt sinken werden. Dies deshalb, weil auf der unters-
ten Netzebene 7 (Verteilung im Quartier) je nach geografischer Lage und dem Aus-
bau eines Netzes Netzverstarkungen noétig sein werden. Liechtenstein hat ein sehr
gut ausgebautes Stromnetz und damit auch eine sehr gute Ausgangslage fiir den

weiteren Photovoltaikausbau.

Es ist davon auszugehen, dass sich die Aufwendungen beim Netz im Rahmen der
vergangenen Jahre bewegen werden. Fir die Endkunden wird trotz zunehmender
Mengen von PV-Eigenverbrauch keine Reduktion bei den Netzkosten pro kWh er-
wartet. Dies weil mit der zunehmenden Elektrifizierung (Elektrofahrzeuge und
Warmepumpen) der Strombezug aus dem Netz eher zu- als abnehmen wird. Mit
der anstehenden Umsetzung des 4. EU-Energiebinnenmarktpaketes miissen zu-
dem bald weitere gesetzliche Bestimmungen fir den Strommarkt im Elektrizitats-
marktgesetz (EMG) umgesetzt werden. Damit werden weitere Vorgaben (dynami-
sche Strompreise, Einbindung von Energiespeichern usw.) fiir den Strommarkt de-
finiert, um einen reibungslosen Ubergang zu einem nachhaltigen Energiesystem

mit geringen CO,-Emissionen sicherzustellen.
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Eine generelle Anpassung des Netztarifmodells aufgrund sich verandernder Bedin-
gungen mit einer zunehmend dezentralen Einspeisung ist deshalb zu einem spate-
ren Zeitpunkt separat zu priifen und wenn noétig im Elektrizitatsmarktgesetz (EMG)
zu regeln. Die Regierung hat sich entschieden, das Thema Férderung gemass Ener-
gieeffizienzgesetz (EEG) unabhangig von der Umsetzung des 4. EU-Energiebinnen-
marktpaketes im Elektrizitdtsmarktgesetz (EMG) zu behandeln. Anpassungen kon-
nen zu gegebener Zeit durch den nationalen Regulator in Koordination mit den
Entwicklungen in den lbergeordneten landeriibergreifenden Netzebenen erfol-

gen.

1.12 Erkenntnisse aus der Verhaltens6konomie

Verschiedene Studien aus der Verhaltensékonomie zeigen, dass Entscheide im Be-
reich der Energieeffizienz keineswegs nur rational getroffen werden. Der finanzi-
elle Nutzen Uber den Gesamtlebenszyklus ist nicht der wichtigste Treiber. So hat
sich gezeigt, dass Hauseigentiimer selten die Rendite kalkulieren. Die Amortisati-
onszeit ist ein deutlich wichtigeres Kriterium. Aber auch bei Grossanlagen in kom-
merziellen Anwendungen ist eine kurze Amortisationsdauer von Bedeutung, da
damit das wirtschaftliche Risiko generell gesenkt werden kann. Dies spricht fur
eine Beibehaltung einer gut ausgestatteten Investitionsforderung als wesentliches

Forderelement.

Dass es in Liechtenstein keine Wartelisten oder Kontingente gibt, bis Fordergelder
ausbezahlt werden, erhoht die Bereitschaft in PV-Anlagen zu investieren signifi-

kant.

Bei Hausbesitzern spielen zudem nicht-finanzielle Beweggriinde wie Energieunab-

hangigkeit und ‘eigener Strom’ eine wesentliche Rolle im Entscheidungsprozess.

Bei kommerziellen Grossanlagen ist zudem die langerfristige Kalkulierbarkeit der

Wirtschaftlichkeit ein Argument. Der Strommarkt bietet sowohl Chancen fiir hohe,
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aber auch das Risiko fiir Perioden mit tiefen Marktpreisen. Ein Férdermodell, wel-
ches das Risiko nach unten absichert und gleichzeitig die Marktchancen nach oben

offenhalt, bietet eine gute Grundlage, damit auch Grossanlagen erstellt werden.
1.13 KWK-Anlagen

Neben Photovoltaikanlagen profitierten bisher auch hocheffiziente KWK®-Anlagen
von einer 10-jahrigen Einspeiseverglitung. Die Forderung von KWK-Anlagen ist seit
der Umsetzung der Richtlinie 2004/8/EG'° im EEG vorgesehen. Da KWK-Anlagen
im Gegensatz zu Photovoltaikanlagen vor allem im Winter Strom produzieren und
so der ,,Winterstromliicke” entgegenwirken, sind diese im Kontext der Energievi-

sion 2050 von grosser Bedeutung.

Bei KWK-Anlagen bestehen die Betriebskosten im Wesentlichen aus Brennstoff-
kosten sowie Wartungs- und Servicekosten. Die resultierenden Stromgestehungs-
kosten liegen Uber denjenigen von Photovoltaikanlagen. Ein langfristiger Betrieb
von KWK-Anlagen ist nur wirtschaftlich moglich, wenn eine angemessene Vergu-
tung gewabhrleistet ist. Deshalb soll im Zuge der Gesetzesanpassung auch die For-
derung fir die KWK-Anlagen auf das Modell des marktorientierten Preises mit ei-

ner Mindestverglitung umgestellt werden.

Die Mindestvergiitung soll in Abhdngigkeit der Technologie bzw. dem Brennstoff
festgelegt werden. Zudem ist weiterhin der warmegefiihrte Betrieb der Anlagen

zu gewahrleisten.

«Kraft-Warme-Kopplung (KWK)»: die gleichzeitige Erzeugung thermischer Energie und elektrischer und/
oder mechanischer Energie in einem Prozess.

Gemdss Art. 1 Abs. 3 EEG dient es der Umsetzung der Richtlinie 2004/8/EG Uber die Férderung einer am
Nutzwarmebedarf orientierten Kraft-Warme-Kopplung im Energiebinnenmarkt.

10
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2. BEGRUNDUNG DER VORLAGE

Die bisherige feste Einspeisevergitung fiir Strom aus Photovoltaik- und KWK-An-
lagen wird nach geltendem Gesetz per Ende 2022 auslaufen. Die vorliegende Ge-
setzesanpassung ermoglicht eine nahtlose Fortfiihrung attraktiver Férderungsbe-
dingungen. Die Investitionsforderung ist davon nicht betroffen, da diese nicht an

ein Auslaufdatum gebunden ist.

Die notwendige Gesetzesanpassung wird zum Anlass genommen, das Forderge-
setz den heutigen Gegebenheiten anzupassen: Einerseits sind die Preise fiir Pho-
tovoltaikanlagen deutlich tiefer als noch vor einigen Jahren, anderseits hat sich
auch der Strommarkt in Richtung deutlich volatilere Preise verandert. Strom aus
Photovoltaik hat sich von der Nische zu einem relevanten Beitrag im Liechtenstei-
ner Strommix gewandelt. Ein aktualisiertes Fordersystem kommt nicht umhin,
diese Trends, welche sich noch auf langere Zeit fortschreiben werden, aufzugrei-

fen.

Der Landtag hat am 6. November 2020 die Energiestrategie 2030 zur Kenntnis ge-
nommen (BuA 118/2020). Gleichzeitig hat er den Beschluss gefasst, die Forderbe-
dingungen (im Antrag in Kapitel. Il. unter Ziff. 3.1 Bst. b) fiir die Massnahme 4.1
der Energiestrategie «Stromgewinnung aus Photovoltaikanlagen» so weiterzuent-
wickeln und zu optimieren, dass damit das Ausbauziel von mindestens 5

MWp/Jahr erreicht wird.

Dazu sollen die Rahmenbedingungen flir den Bau von Anlagen auf Neubauten, auf
bestehenden Bauten, an Fassaden, auf Doppelnutzungsflachen (z.B. grosse Park-
platze) und der Weiterbetrieb von bereits gebauten Anlagen erhalten oder ver-

bessert werden.

Mit dieser Vorlage wird als zukiinftiges Fordermodell eine Investitionsférderung

kombiniert mit der Einflhrung einer Mindestverglitung flr eingespiesenen Strom
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aus Photovoltaik vorgeschlagen. Die Regierung ist nach eingehender Analyse der
Ansicht, dass dieses Forderangebot am besten geeignet ist, um den erforderlichen
Zubau von neuen Anlagen bei einem kostenoptimalen Einsatz der Fordermittel zu
erreichen. Die Kombination mit der Investitionsférderung ermdglicht es auch, das
bewahrte Modell mit der ergdnzenden Forderung durch die Gemeinden fortzufiih-

ren.

Das Modell zur Mindestvergitung fiir den eingespiesenen Strom soll zudem dazu
fihren, dass sich aktive Prosumer marktgerecht verhalten und moglichst dann

Strom einspeisen, wenn dieser am Markt bendtigt wird.

3. SCHWERPUNKTE DER VORLAGE

3.1 Das neue Fordermodell im Uberblick

Das neue Fordermodell fihrt bewahrte Elemente fort und beriicksichtigt die aktu-
elle Entwicklung von Markt, Technik und Regulierung im Bereich der erneuerbaren
Energien, insbesondere der Photovoltaik. Die wesentlichen Elemente des Forder-

modells fiir die Photovoltaik sind:

Eine solide Investitionsforderung zur Investitionsunterstiitzung wird als sinnvoll
und effizient erachtet und soll entsprechend als wichtigstes Element erhalten blei-
ben. Dies ermoglicht es auch den Gemeinden weiterhin ihren Beitrag an die For-
derung der Photovoltaik zu leisten. Photovoltaik-Anlagen an vertikalen Flachen
(Fassadenanlagen) sind teurer in der Erstellung, erzeugen aber vergleichsweise
mehr Strom im Winter. Diese Anlagen erhalten weiterhin eine hohere Investiti-
onsforderung. Neu wird bei der Investitionsforderung kiinftig unterschieden zwi-
schen Anlagen auf Neubauten und Anlagen auf bestehenden Bauten, wobei An-
lagen auf bestehenden Bauten aufgrund der héheren Investitionskosten eine ho-

here Forderung erhalten sollen.



24

Die Kosten von Anlagen fiir eine Doppelnutzung von Flachen zur Stromproduktion
(z.B. Uberdachung von Parkplitzen, faltbare PV-Anlagen, Freiflichen-PV, architek-
tonisch vorbildliche Fassadenanlagen, Anlagen auf Larmschutzwanden etc.) vari-
ieren zu stark, als dass sich ein fixer vorgegebener Férderansatz definieren liesse.
Diese Anlagen sollen als ‘Demonstrationsobjekte’ gemass Art. 14 EEG oder ‘andere
Anlagen’ gemass Art. 15 EEG im Rahmen der baurechtlichen Méglichkeiten indivi-
duell geférdert werden. Das Fordersystem zu den Standardfallen kann damit ein-

fach gehalten werden.

Finanzielle Planungssicherheit ist einer der wichtigsten Treiber, um die Umsetzung
von PV-Anlagen zu férdern. Mit steigendem Anteil an PV-Strom wird ein marktori-
entiertes und damit systemdienliches Verhalten zunehmend wichtiger. Das Markt-
risiko tiefer — wie auch negativer — Strompreise wird durch eine sogenannte Min-
destvergiitung begrenzt, welche eine minimale Vergilitung fir den ins Netz einge-
spiesene Strom garantiert. Der vorliegende Gesetzesvorschlag sieht fiir die Min-
destvergiitung eine Spanne zwischen 4 bis 8 Rappen pro Kilowattstunde vor, wo-
bei die Regierung per Verordnung die konkrete Hohe einheitlich festlegen wird.
Unter Berlicksichtigung der Weiterbetriebskosten (siehe Kapitel 1.8) ist die Regie-
rung der Ansicht, dass dieser einheitliche Wert auf 6 Rappen pro Kilowattstunde

festzulegen ist.

Es ist dabei zu beriicksichtigen, dass die Mindestvergitung den theoretisch
schlechtesten Fall fiir den Anlagebetreiber am Strommarkt darstellt. Die effektive
mittlere Verglitung wird abhdngig vom Markt tendenziell hoher liegen. Hinzu

kommt, dass auch ein Eigenverbrauch die Wirtschaftlichkeit erhoht.

Die vorgeschlagene Mindestvergiitung findet auch auf bestehende Anlagen An-
wendung. Damit wird der langfristige Unterhalt und Betrieb bestehender Anlagen

gefordert.
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Anlagen auf Neubauten, auf bestehenden Bauten oder auch bestehende Anlagen
(nach Ablauf allfalliger 10-jahriger Einspeiseverglitungen) sollen eine einheitliche
Mindestverglitung erhalten. Eine einheitliche Mindestvergitung vereinfacht die

Kommunikation und administrative Abwicklung.

Beim Ersatz von Bestandsanlagen, die dlter als 20 Jahre sind, sollen neue Anlagen

wieder im vollen Umfang, also inklusive Investitionsforderung, geférdert werden.

Die Forderung von KWK-Anlagen nach der Richtlinie 2004/8/EG*! soll neu auch auf

das System mit der Mindestverglitung umgestellt werden.

3.2 Mindestvergiitung zur Starkung eines marktorientierten Verhaltens

Prosumer sind Stromproduzenten, welche selber auch Stromkonsumenten sind.

Die Mindestvergitung fiir Strom aus Photovoltaikanlagen soll aus zwei Teilen be-
stehen. Der erste ist die Vergltung nach marktorientiertem Preis wie bis anhin;
der zweite kommt nur zur Anwendung, wenn der nach Mengen gewichtete Markt-
preis Uber ein Kalenderjahr unter einem festgelegten Wert liegt. Dieser zweite Teil
wird als Ausgleichsbeitrag bezeichnet und jeweils zu Beginn des Folgejahres fest-

gelegt und rickwirkend ausbezahlt.

Produzenten und Prosumer von Photovoltaikstrom sollen sich an den realen
Strommarktpreisen orientieren. Das beginnt bei der Planung und dem Bau und

setzt sich beim Betrieb von steuerbaren Lasten nach den Marktbedingungen fort.

Hierzu sollen die Vergitung nach dem effektiven dynamischen Marktpreis, in den
am Strommarkt Ublichen 15-Minuten-Intervallen, berechnet und so individuell

vergltet werden.

11 Gemdss Art. 1 Abs. 3 EEG dient das Energieeffizienzgesetz auch der Umsetzung der Richtlinie 2004/8/EG uber die Fér-
derung einer am Nutzwarmebedarf orientierten Kraft-Warme-Kopplung im Energiebinnenmarkt.
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Die Berechnung des Ausgleichsbetrages je Kilowattstunde basiert auf den Ertragen
einer typischen Referenzanlage. Damit besteht der Anreiz fir den Anlagenbetrei-

ber, sich moglichst marktoptimiert zu verhalten.

Die Formulierung der Mindestverglitung und des Ausgleichsbetrages auf Geset-
zesebene gibt einen Rahmen und damit auch die Moglichkeit, das Modell der Min-
destvergitung auf andere erneuerbare Stromerzeugungen wie Kleinwasserkraft,
Biomasse oder Windenergie anzuwenden. Die Regierung soll dies mit Verordnung

nach Bedarf regeln.

Die Forderung von KWK-Anlagen, welche durch die im EEG umgesetzte Richtlinie
2004/8/EG mittels einer festen Einspeisevergltung erfolgt, soll ebenfalls auf die
Mindestvergilitung umgestellt werden. Die Regierung wird Ndheres mit Verord-

nung regeln.

3.3 Investitionsforderung fiir Photovoltaikanlagen

Auf Gesetzesebene ist heute eine maximale Investitionsforderung von CHF 750
pro Kilowatt festgelegt. In der Verordnung sind dann die entsprechenden Beitrage
fur die jeweiligen Anlagetypen definiert. Die Regierung schlagt vor, dass auf Ver-
ordnungsstufe kiinftig folgende drei Falle fiir die Investitionsférderung fiir Anlagen

bis 250 kWp unterschieden werden:

Fall 1: Neubauten - Investitionsférderung mit 500 CHF/kWp

Fall 2: Anlagen auf bestehenden Bauten - Investitionsférderung mit

650 CHF/kWp

Fall 3: Vertikale bzw. Fassadenanlagen (Neu- oder bestehende Bauten) — Investi-

tionsforderung mit 750 CHF/kWp
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Fir Photovoltaikanlagen grosser 250 kWp entscheidet die Energiekommission
Uber die Investitionsforderung nach Art. 15 als «andere Anlagen» wie bisher. Sie
soll neu auch eine Mindestvergilitung fiir den eingespiesenen Strom fir diese An-

lagen festlegen konnen.

3.4 Wirtschaftlichkeit von Photovoltaikanlagen

Die folgende Zusammenstellung zeigt eine vereinfachte Wirtschaftlichkeitsbe-
rechnung mit Betrachtung der Amortisationszeit. In einem Fall wurde fiir die mitt-
lere Verglitung der ungtinstigste Fall angenommen, in dem im Mittel nur die Min-
destvergiitung von 6 Rappen pro Kilowattstunde vergiitet wird. Im anderen Fall
wird unter der Annahme hoherer Marktpreise eine mittlere Vergiitung von 8 Rap-
pen pro Kilowattstunde angenommen. Es wurden keine Zins- und andere Betriebs-
und Unterhaltskosten beriicksichtigt. Bei Grossanlagen kann es aufgrund der EU-

Beihilfevorschriften fiir Betriebe eine Einschrankung zur Forderung geben.

Die Anlagen haben unter diesen Annahmen eine Amortisationszeit zwischen finf
und dreizehn Jahren. Die Anlagen mit geringem Eigenverbrauch reagieren wie er-

wartet sensibler auf die Hohe der Mindestvergilitung.

Neubau 500CHF/kWp

EFH1 EFH2 MFH Gewerbe Industrie Landw.

Installierte Leistung kWp 10 20 30 60 250 250
Netzbezugstarif Rp/kWh 22.1 22.1 22.1 20.2 12.0 20.2
Eigenverbrauchsanteil % 40% 30% 60% 50% 80% 10%
Investition Spezifische Kosten CHF/kWp 2'100 1'600 1'450 1'300 1'100 1'000
Investition CHF 21'000 32'000 43'500 78'000 275'000 250'000

Forderung Land CHF -5'000 -10'000 -15'000 -30'000 -125'000 -125'000

Forderung Gemeinde CHF -5'000 -10'000 -10'000 -10'000 -10'000 -10'000
Nettoinvestition CHF 11'000 12'000 18'500 38'000 140'000 115'000
Amortisation bei 6 Rp/kWh Jahre 13 8 5 7 8 10

Amortisation bei 8 Rp/kWh Jahre 11 7 5 6 7 8
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Nachriistung Bestandsgebiude 650CHF/kWp

EFH1 EFH2 MFH Gewerbe Industrie Landw.

Installierte Leistung kWp 10 20 30 60 250 250
Netzbezugstarif Rp/kWh 22.1 22.1 22.1 20.2 12.0 20.2
Eigenverbrauchsanteil % 40% 30% 60% 50% 80% 0%
Investition Spezifische Kosten CHF/kWp 2'500 1'900 1'750 1'600 1'300 1'200
Investition CHF 25'000 38'000 52'500 96'000 325'000  300'000

Forderung Land CHF -6'500 -13'000 -19'500 -39'000 -162'500 -162'500

Forderung Gemeinde CHF -6'500 -10'000 -10'000 -10'000 -10'000 -10'000
Nettoinvestition CHF 12'000 15'000 23'000 47'000 152'500 127'500
Amortisation bei 6 Rp/kWh Jahre 14 10 7 8 8 12
Amortisation bei 8 Rp/kWh Jahre 13 9 6 8 8 9

3.5 Doppelnutzungen

Neben dem Bau von Photovoltaikanlagen auf Dachern oder an Fassaden ist auch
die Doppelnutzung von anderen Flachen anzustreben. So kdnnen neuartige Pho-
tovoltaiksysteme Parkpldtze oder Infrastrukturanlagen Gberspannen. Auch ist es
denkbar, solche Anlagen an Infrastrukturanlagen wie Briicken oder Stiitzmauern
anzubringen. In einer Anfangsphase benétigen derartige Anlagen unter Umstan-
den etwas mehr Férderung und haben Beispielcharakter. Die Energiekommission
soll neu gemass Art. 13 Abs. 1 EEG Uber die Forderung fiir solche Anlagen befinden

kénnen, auch wenn diese kleiner als 250 kWp sind.

3.6 Wiederforderung nach 20 Jahren

Photovoltaikanlagen wurden in Liechtenstein erstmals 1996 liber das Energiespar-
gesetz gefordert. Einige Anlagen von damals liefern noch heute Strom, was auch
zeigt, dass Photovoltaikanlagen 25 bis 30 Jahre zuverldssig Strom liefern kénnen.
Die ersten Anlagen kommen nun an das Ende ihrer Lebensdauer. Nach Art. 4
Abs. 3 EEG dirfen Forderbeitrage fir Massnahmen nur einmal ausgerichtet wer-
den. Damit bestehende Anlagen durch neue ersetzt werden kdnnen, sollen For-
derbeitrage nach Ablauf einer ordentlichen Lebensdauer von 20 Jahren mdglich

sein. Die Forderung von Anlagenerweiterungen ist bereits heute in Abhangigkeit
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der zusatzlich installierten elektrischen Leistung moglich. Damit folgt die Regie-
rung einer Forderung des Landtags vom 6. April 2022 (Motion fir «Photovoltaik
auf jedem Dach» der Freien Liste vom 7. Marz 2022), eine Wiederférderung be-

reits nach 20 Jahren moglich zu machen.

3.7 Finanzierung der Forderung von Strom aus Photovoltaik und anderen Er-

neuerbaren Quellen

Die Investitionsforderungen fir Photovoltaikanlagen und KWK-Anlagen werden
bislang aus dem Staatshaushalt finanziert. Daneben werden auch die verschiede-
nen anderen Massnahmen wie Warmedammung, Haustechnikanlagen, Warme-
pumpenboiler, thermische Sonnenkollektoren und andere Anlagen staatlich sub-

ventioniert.

Im Gegensatz dazu erfolgt die Finanzierung der festen 10-jahrigen Einspeisevergi-
tungen Uber den Fonds flr Einspeiseverglitung. Dieser Fonds wird Uiber eine Ab-
gabe von 1.5 Rappen pro verbrauchte Kilowattstunde auf den Stromverbrauch

(Netzzuschlag) gespiesen.

Linder wie Deutschland oder Osterreich finanzieren die Photovoltaikférderung
und KWK vollstandig tber einen Netzzuschlag. Auch die Schweiz finanziert die In-
vestitionsforderung (Einmalvergitung genannt) Uber einen wesentlich hoheren

Netzzuschlag von derzeit 2.3 Rappen pro verbrauchte Kilowattstunde.

In Liechtenstein wird die Investitionsforderung bislang aus dem Staatshaushalt fi-
nanziert, wahrend die Einspeisevergitung dem Fonds fiir Einspeiseverglitungen
belastet wird. Diese Belastung des Fonds wird aufgrund des Auslaufens der festen
Einspeisevergiitung sinken. Zwar hat die Mindestvergitung fur Strom aus Photo-
voltaikanlagen auch Kosten fiir den Fonds fur Einspeisevergitung zur Folge, aber
die Belastung wird gemdss den derzeitigen Prognosen im Vergleich zu den friihe-

ren Jahren weit geringer sein. Aufgrund der auslaufenden Verpflichtungen bei der
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festen Einspeiseverglitung besteht der notige Spielraum, die Investitionsférde-
rung aus dem Fonds fiir Einspeiseverglitungen zu finanzieren, ohne dass die Netz-
abgabe erh6ht werden muss. Das hat den Vorteil, dass einerseits die Photovoltaik-
und KWK-Férderung sachgerecht Giber den Energiesektor Strom erfolgt. Alle ande-
ren Férdermassnahmen?? des Energieeffizienzgesetzes werden im Sinne der Ener-

giestrategie 2030 weiter aus dem Staatshaushalt finanziert.

Die heutigen eingespielten Strukturen der Zusicherung und Auszahlung bei Photo-
voltaikanlagen und KWK sollen wie bisher beibehalten werden. Neu soll jedoch
dem Fonds fiir Einspeisevergitung jahrlich zusatzlich der Betrag der Investitions-
forderungen von Photovoltaikanlagen und KWK belastet werden. Dabei ist jedoch

darauf zu achten, dass der Jahres-Saldo des Fonds nicht unter Null fallt.

Der Fonds fiir Einspeisevergltung wird gemass geltender Gesetzesfassung per
Ende 2032 geschlossen und ein allfilliger Uberschuss an den Staat iberwiesen.

Neu soll der Fonds per Ende 2040 aufgeldst werden.

4. VERNEHMLASSUNG

4.1 Allgemeines

Mit Beschluss vom 8. Marz 2022 hat die Regierung den Vernehmlassungsbericht

betreffend die Abanderung des Energieeffizienzgesetzes (EEG) genehmigt.

Folgende Vernehmlassungsteilnehmer haben die Moglichkeit zur inhaltlichen Stel-

lungnahme genutzt:

- Solargenossenschaft Liechtenstein

12 Warmeddammung von bestehenden Bauten, Haustechnikanlagen, Sonnenkollektoren, Warmepumpenboilern, Miner-
gie, andere Anlagen und andere Massnahmen, Demonstrationsobjekte.
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- Liechtensteinische Gasversorgung (LGV)

- Liechtensteinische Kraftwerke (LKW)

- Liechtensteinische Gesellschaft fir Umweltschutz (LGU)

- Vereinigung Bauerlicher Organisationen im Flirstentum Liechtenstein (VBO)

- Gemeinden: Triesen, Schaan, Triesenberg, Vaduz, Planken, Balzers,

Gamprin-Bendern, Mauren und Ruggell

Folgende Vernehmlassungsteilnehmer haben auf eine Stellungnahme verzichtet:
- Wirtschaftskammer Liechtenstein fir Gewerbe, Handel und Dienstleistung
- Liechtensteinische Industrie- und Handelskammer

- Gemeinden: Eschen, Schellenberg

- Kommission flir Energiemarktaufsicht

4.2 Ergebnisse der Vernehmlassung

Die Vorlage wurde generell positiv aufgenommen und begriisst. Einige Vernehm-
lassungsteilnehmende brachten Anpassungsvorschlage in Bezug auf einzelne Best-
immungen. Andere wiederum machten Anregungen, die Uber die gegenstandliche
Gesetzesvorlage hinausgehen. Von den Gemeinden wurden zum Teil dieselben Ar-
gumente eingebracht, weshalb die nachfolgenden Stellungnahmen gekiirzt wie-
dergegeben werden. Soweit sich die Stellungnahmen auf einzelne gesetzliche
Bestimmungen beziehen, werden diese in den Erlduterungen zu den jeweiligen
Artikeln in Kapitel 5. aufgenommen. Auf generelle Riickmeldungen und Anregun-
gen wird, soweit sie einen Bezug zum vorliegenden Gesetzesvorschlag haben, in

diesem Kapitel eingegangen.

Die von der Regierung vorgeschlagene Gesetzesanpassung wird von den Gemein-

den Triesen, Vaduz und Ruggell sehr begriisst. In deren Augen miisse diese aber
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noch einen Schritt weitergehen. Eine generelle Anpassung des Netztarifmodells
aufgrund sich verdndernder Bedingungen mit einer zunehmend dezentralen Ein-
speisung sei jetzt zu priifen und anzugehen. Des Weiteren sei es ein Gebot der
Stunde, die Rahmenbedingungen so zu setzen, dass bei jedem Heizungswech-
sel erneuerbare Technologien verwendet werden. Investitionen in Ol- und Gas-
heizungen seien angesichts der Klimaerwdrmung nicht mehr zeitgemdss. Die
Regierung solle sich deshalb fragen, ob es nicht an der Zeit wdre, konsequent
fossile Heizungen bei Neubau und Ersatzbau per sofort zu verbieten und dem

Beispiel der Kantone Glarus, Ziirich und Basel zu folgen.

Bezliglich der Netzkostenberechnung und ZEV verzichtet die Regierung auf wei-
tere Ausfithrungen an dieser Stelle und verweist auf die Kapitel 1.9, 1.10 und 1.11,
in denen die Thematik beschrieben ist. Die Regierung mochte aber hier dennoch
festhalten, dass die Netzkostenberechnung und -festlegung durch den unabhangi-

gen Regulator erfolgt und periodisch geprift wird.

Die Forderung, dass keine neuen Ol- oder Gasheizungen mehr eingebaut werden
dirfen, wurde im Vernehmlassungsbericht betreffend die Abdnderung des Bauge-
setzes (BauG) bereits aufgenommen. Mit dieser Massnahme soll die Erreichung
des Klimaziels unterstiitzt und die Abhangigkeit von fossilen Energieformen redu-

ziert werden.

Der Gemeinderat Planken begriisst die Vorlage grundsdétzlich. Im Sinne des Orts-
bildschutzes, welcher Aufgabe der Gemeinden ist, betrachtet die Gemeinde Fassa-
denanlagen jedoch eher kritisch und sieht diese Méglichkeit in der Gemeindebau-
ordnung nicht vor. Auch Doppelnutzungen wie die Montage von Photovoltaikanla-
gen auf Briicken, Stiitz- oder Gartenmauern, oder sogar freistehend im Gelédnde
sieht die Gemeinde als massiven Eingriff in das Ortsbild und lehnt diese aus heuti-
ger Sicht ab. Anstatt Fassadenanlagen und Doppelnutzungen zuzulassen und zu

férdern, miisse der Druck fiir den Bau von Dachphotovoltaikanlagen verstdrkt
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werden, indem flir gut geeignete Ddcher von Neubauten eine entsprechende PV-

Pflicht vorgeschrieben werde.

Mit den beiden am 6. April 2022 vom Landtag Gberwiesenen Motionen zur PV-
Pflicht wurde der Regierung der Auftrag erteilt, eine umfassende PV-Pflicht fir
Wohn- und Nichtwohnbauten einzufiihren. Die Umsetzung der Anliegen der zwei
Motionen wurde bereits in den Vernehmlassungsbericht betreffend die Abdande-

rung des Baugesetzes (BAUG) aufgenommen.

Die von der Regierung vorgeschlagenen Gesetzesanpassungen sind fiir die Gemein-

den Gamprin-Bendern und Triesenberg im Grundsatz sehr begriissenswert.

Der Gemeinderat von Mauren begriisst grundsdtzlich die Vorlage und schldgt er-
gdnzend vor, einen Abschnitt betreffend die Férderung der Zwischenspeicherung

von Energie (bspw. in Batterien usw.) aufzunehmen.

Die Regierung sieht aktuell keine Notwendigkeit, Strom im Inland mit Batterien
zwischenzuspeichern und dafiir Forderbeitrdge bereitzustellen. Dieser Ansicht ist
die Regierung mindestens so lange, wie Liechtenstein zu keinem Zeitpunkt gros-
sere Uberschussenergie produziert. Speicher verursachen Verluste und wiirden
damit die Importmenge erhéhen. Beim geplanten Ausbau der Photovoltaik wird
bis 2030 keine Notwendigkeit fir Batteriespeicher gesehen. Speicher, die heute
eingebaut wiirden, waren bis 2030 bereits wieder relativ alt und miissten bald ent-
sorgt werden. Weiter verweist die Regierung an dieser Stelle auf die Ausfiihrungen
im Monitoringbericht zur Energiestrategie 2030 (BuA Nr. 95/2021 Seite 45 ff), in

dem das Thema ausfiihrlich behandelt wird.

Auch die Gemeinde Balzers hdilt die von der Regierung vorgeschlagene Gesetzesan-

passung im Grundsatz fiir sehr begriissenswert.
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Die Gemeinde Schaan begriisst die Vorlage und die damit verbundene Einfiihrung
einer Mindestverglitung fiir Strom aus Photovoltaikanlagen. Eine Ausweitung der
Mindestvergiitung auf andere erneuerbare Energietriger wie Kleinwasserkraft,
Biomasse oder Windenergie sei sehr zu begriissen. Insbesondere die Windenergie
stelle eine wichtige Ergédnzung zur Photovoltaik dar. Es sei Zeit fiir ein klares Be-
kenntnis zur Windenergie und damit verbunden die nétigen gesetzlichen Grundla-

gen zu schdffen.

4.2.1 Mindestverglitung zur Starkung eines marktorientierten Verhaltens

Die Stabilisierung des Stromverkaufspreises ist nach Meinung der VBO vor allem
ftir die landwirtschaftlichen Betriebe von substantieller Bedeutung. Die Unterhalts-
arbeiten an PV-Anlagen seien in der Landwirtschaft um einiges intensiver als dies
in anderen Bereichen der Fall sei. Mit der Vergdrung von Hofdiingern in dezentra-
len Biogasanlagen kénne zuséitzlich Strom und Wérme bereitgestellt werden. Das
damit gewonnene Biomethan aus den heimischen landwirtschaftlichen Biogasan-

lagen werde auch andernorts als ein mégliches Zukunftsmodell gesehen.

Mit der gegenstandlichen Vorlage werden die rechtlichen Voraussetzungen ge-
schaffen, dass auch fiir Anlagen grosser 250 kWp eine Mindestvergitung erfolgen
kann. Ebenfalls ist es aus Sicht der Regierung zielfiihrend, dass auch Investitionen
in andere erneuerbare Stromerzeugungsquellen mit einer Mindestvergiitung ab-

gesichert werden kénnen.

Die Formulierung wurde nach dem Verstdndnis der LGU so gewdhlt, dass das neue
Modell der Mindestvergiitung auf andere erneuerbare Stromerzeugungen wie
Kleinwasserkraftwerke anzuwenden wdre. Sie erachtet es als nicht sinnvoll, wei-
tere Wasserkraftwerke im Naturraum zu férdern. Laut EU-Wasserrahmenrichtlinie

(WRRL) bestehe ein Verschlechterungsverbot von Gewdssern und dies sei nicht
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vereinbar mit Kleinwasserkraftwerkprojekten. Deshalb sollen Kleinwasserkraft-

werke aus der Férderung ausgeschlossen werden.

Die Regierung ist sich des angesprochenen Verschlechterungsverbots von Gewds-
sern bewusst. Die Wasserkraftnutzung soll nach Abwagung der verschiedenen In-
teressen auf der Basis der gesetzlichen Grundlagen insbesondere der EU-Wasser-
rahmenrichtlinie (WRRL) erfolgen. Die Regierung ist der Ansicht, dass eine Was-
serkraftnutzung eine gleichzeitige Verbesserung der Gewassersituation nicht aus-

schliessen muss.

Sofern Expansionsturbinen unter KWK-Anlagen keine Beriicksichtigung finden, soll-
ten sie nach Meinung der LGV unter andere erneuerbare Stromerzeugungen wie

Kleinwasserkraft, Biomasse oder Windenergie angereiht werden.

Die Regierung ist der Ansicht, dass eine Expansionsturbine weder eine KWK-An-
lage noch eine erneuerbare Stromproduktion darstellt, dies aber eine interessante
Massnahme zur Effizienzverbesserung bzw. zur Rickgewinnung von Strom aus
dem Expansionsprozess bei der Druckreduktion von Erdgas ist. Solche Projekte
konnen von der Energiekommission beurteilt und allenfalls als «Andere Anlage»
oder «Andere Massnahme» mit einer einmaligen Investitionsforderung unter-

stutzt werden.

4.2.2 Zusammenschluss zum Eigenverbrauch (ZEV)

Die Solargenossenschaft spricht sich fiir «kZusammenschliisse zum Eigenverbrauch
(ZEV)» als wichtigen Anreizfaktor zum PV-Ausbau aus. Analog zu den Trends in den

Nachbarléndern sollen ZEV von verglinstigten Netzgebiihren profitieren kénnen.

Gemdiss LGU sollte ein grosses Interesse an der Férderung von «Zusammenschliis-
sen zum Energieverbrauch» (ZEVs) bestehen. Die Argumentation, dass das ge-

wiinschte Verhalten in Richtung Energiewende unsolidarisch wdre, kénne nicht
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nachvollzogen werden. Vorbildliches Verhalten solle bevorteilt werden, sodass nur

die Netzgebiihren fiir die effektiv genutzten Netzebenen bezahlen werden miissen.

Um Eigenverbrauchsgemeinschaften zu férdern, schlagen die Gemeinden
Gamprin-Bendern und Triesenberg vor, auf die Erhebung der Férderabgabe von

maximal 1,5 Rappen bei Eigenverbrauchsgemeinschaften zu verzichten.

Wie unter Kapitel 1.9, 1.10 und 1.11 ausgefihrt, sind ZEV schon heute mdoglich.
Die Frage des Netznutzungstarifs stellt sich ausschliesslich fiir die sogenannten
«virtuellen ZEV». Erganzend zu den Ausfihrungen in den erwdahnten Kapiteln halt
die Regierung fest, dass fir die Netzkostenberechnung generell das so genannte
Ausspeiseprinzip angewendet wird. Das heisst, dass die Kosten des Netzes auf alle
aus dem Netz bezogene Energie umgelegt wird. Das Einspeisen von Energie hinge-
gen, welche zum Beispiel aus einer Photovoltaikanlage stammt, wird nicht mit
Netzkosten belastet. Aus Netzsicht ist daher der Anreiz zur Einspeisung von Pho-

tovoltaikstrom maximal.

Der Ansatz zur Anpassung des Energieeffizienzgesetzes (EEG) mit dieser Vorlage
ist, dass die Produktion von Photovoltaikstrom mit den beiden Elementen Investi-
tionsforderung und Mindestvergitung geférdert werden soll. Eine Forderung des
Verbrauchs von Photovoltaikstrom via virtueller ZEV wiirde dem gewahlten Ansatz
der Forderung von Stromproduktion und Energieeffizienz widersprechen, weil so
den Konsumenten statt den Produzenten von Solarstrom Férderung oder in die-
sem Falle eher eine Umverteilung zufliessen wirde. Eine korrekte Verrechnung
unterschiedlicher Netzkosten fur virtuelle ZEV ware ausserdem technisch sehr an-
spruchsvoll. Fiir eine technisch korrekte Abwicklung waren die Lastfllsse fir jede
Viertelstunde einzeln und fiir jede Kundenbeziehung separat in Bezug auf die
Netzkosten zu beriicksichtigen. Die Regierung sieht von weiteren gesetzlichen Be-

vorzugungen fir virtuelle ZEV ab.



37

Die Liechtensteinische Gasversorgung LGV oder ihre Kundschaft sind in der Projek-
tierung von Energiezentralen in Kombination mehrerer Energieerzeugungs-Anla-
gen. Im Speziellen von parallel zu betreibenden Blockheizkraftwerken (BHKW bzw.
Kraftwdrmekopplung bzw. KWK), Photovoltaik-Anlagen (PV-Anlagen) und Wdrme-
pumpen (WP). In erster Prioritéit erzeugen die WP thermische Energie bzw. Wérme
und verwenden dazu im Winter hauptsdchlich elektrische Energie der BHKW und
im Friihling bis Herbst der PV-Anlagen. Dadurch kénne der im Kapitel 1.11 erwéhn-
ten «Winterstromliicke» entgegengewirkt werden. Natiirlich sei auch hier eine
méglichst maximal genutzte Gesamtanlage unabhdngig des Eigenverbrauchsan-

teils sinnvoll.

Dieses Modell erlaube grundsdtzlich eine hocheffiziente Betriebsfiihrung, welche
bereits seitens der Energiekommission so angeregt wurde. In der Praxis solle aber
eine Uberschuss-Ausspeisung elektrischer Energie von zwei unterschiedlichen Er-
zeugungsarten bzw. Herkunftsnachweise (HKN) anscheinend kaum praktikabel
umsetzbar sein. Dieser Missstand solle zur weiteren Umsetzung der Energiestrate-

gie 2030 rasch behoben werden.

Die Regierung ist der Ansicht, dass Uberschuss-Ausspeisungen von zwei unter-
schiedlichen Erzeugungsarten durchaus praktikabel umsetzbar sein missten. Es
erfordert die entsprechende Messinfrastruktur zur Abgrenzung der Energiemen-
gen, auf deren Basis die effektive Produktionsart mit Herkunftsnachweis festge-

stellt werden kann.

4.2.3 Energiedarlehen: Ginstige oder zinslose Kredite fir Sanierungen und

PV-Anlagen

Gemidiss Solargenossenschaft sei verschiedentlich zu héren, dass die Erstellung von
PV-Anlagen ebenso wie die energetische Sanierung von Gebduden am verfiigbaren

Kapital scheitere. Hier wdre es ein sehr niitzliches Modell, wenn die Betroffenen
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glinstige Kredite fiir die Erstellung von PV-Anlagen erhalten wiirden. Dies wdre

auch fiir die Sanierung von Gebduden sehr hilfreich.

Das angepasste Fordermodell besteht aus zwei Elementen, der Investitionsforde-
rungen und der Mindestvergutung flr eingespeisten Strom. Die Regierung mdchte
das Fordersystem einfach und transparent halten und verzichtet deshalb auf ein
weiteres Element mit gilinstigen oder zinslosen Darlehen. Die folgenden Uberle-

gungen fiihren dazu:

- Die Zinssituation ist derzeit so, dass am Kapitalmarkt glinstige Zinsen verflig-

bar sind, auch wenn diese aktuell etwas ansteigen.

- Die gewahrten Investitionsférderungen liegen zwischen 30 bis 50% der In-
vestitionskosten einer Photovoltaikanlage. Unter diesen Voraussetzungen
ist es einfach moglich, die Eigenkapitalquote fiir das zusatzlich bendtigte
Geld bei einer Finanzierung darzustellen. In den meisten Fallen kann die ein-

fache Amortisation innerhalb von zehn Jahren erfolgen.

- Besondere Bonus- und Zinsverglinstigungen fur nachhaltiges Bauen sollen
von der Privatwirtschaft gewahrt werden, da es in gewissem Sinne auch der
verbesserten Werthaltigkeit dient und zu tieferen Lebenszykluskosten einer

Immobilie beitragt.

4.2.4 Doppelnutzungen

Von einer Doppelnutzung kénnten nach den Ausfiihrungen des VBO landwirt-
schaftliche Betriebe leider nicht oder nur sehr eingeschréinkt profitieren. Die ge-
setzliche Interpretation der Bauordnung sei hier klar. In der Landwirtschaftszone
seien nur Bauten zuldissig, welche ausschliesslich der landwirtschaftlichen Nutzung
dienen. Durch die bereits in Liechtenstein splirbare Klimaverdnderung sowie die
teils starke Sonneneinstrahlung im Sommer, kénnten Agrophotovoltaik Anlagen

eine Win-Win Situation schaffen. An Tagen mit dusserst starker Sonnen-
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einstrahlung, kénne eine solche Anlage gewisse Kulturen schiitzen. Hierzu wéren

jedoch weitere Anpassungen in der Gesetzgebung notwendig.

Die Anmerkungen sind aus Sicht der Regierung verstandlich. Die Regierung wird
prifen, wie dieses Anliegen bei einer Anpassung des Baugesetzgebung aufgenom-
men werden kann. Das Thema ist sensibel, weil es auch in die Raumordnung und
das Landschaftsbild stark eingreift und daher die verschiedenen Aspekte beriick-

sichtigt und Positionen in einer Gesamtsicht abgewogen werden missen.

4.2.5 Wiederforderung nach 20 Jahren

Dieser Punkt wird von der VBO begriisst. Insbesondere die starke Abnutzung auf-
grund der erhéhten Verschmutzung bei landwirtschaftlichen Betrieben macht eine

komplette Erneuerung nach 25 Jahren nétig.

Die Regierung kommt wie an anderer Stelle ausgefiihrt, der Forderung aufgrund
der vom Landtag am 6. April 2022 lGberwiesenen Motionen zur PV-Pflicht nach.
Dennoch ist die Regierung mit der Argumentation des VBO nicht vollstandig ein-
verstanden. Photovoltaikanlagen bei landwirtschaftlichen Betrieben sind meist
einfach verschmutzt und miissen deshalb noch lange nicht abgenutzt sein. Photo-
voltaikmodule haben keine beweglichen Teile, die sich abnutzen kénnen. Die Mo6g-
lichkeit der Wiederforderung sollte nicht dahingehend missverstanden werden,
dass eine PV-Anlage nach 20 Jahren ersetzt werden soll. Hier zeigt sich bereits was
eine Wiederforderung fiir Fehlanreize geben kdnnte. Photovoltaikanlagen sollen
aus Sicht der Regierung aus Umwelt- und Ressourceniiberlegungen moglichst
lange ordentlich gewartet und gereinigt werden, damit diese 30 Jahre oder ldanger

Strom liefern.
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4.2.6 Fassadenanlagen

Fassadenanlagen sind gemdss LGU-Stellungnahme wichtig, weil sie vor allem im
Winter mehr Strom produzieren kénnen als klassisch ausgerichtete Anlagen. Sie
sind teurer als Dachanlagen, erhalten darum auch mehr Initialférderung pro kWh

Leistung.

Die LGU stellt die Frage, warum sich der Fakt, dass Fassadenanlagen im Jahres-
durchschnitt ein Drittel weniger Strom produzieren in der neuen Regelung zur Min-

destverglitung nicht wiederspiegle.

Ebenfalls fragt sich die LGU, ob es eine Mdglichkeit wdre, dass die Einspeisevergli-
tung so ausfalle, dass sie gleich viel oder selbst mehr Rp/kWh eingespeister Strom
und somit eine Bevorzugung erhalten kénnten, als klassische Anlagen im Jahres-

durchschnitt?

Die Regierung verzichtet auf eine weitere Differenzierung der Mindestvergiitung
fir Fassadenanlagen, um das Férdermodell einfach zu halten. Von einer Differen-
zierung wird auch deshalb abgesehen, weil sich in der Praxis gezeigt hat, dass am
gleichen Gebaude Dach- und Fassadenanlagen in Kombination gebaut werden.
Eine Differenzierung des Stromes aus dem Dach- und Fassadenteil ware nur mit
zusatzlichem Messaufwand moglich. Der Anreiz ist mit der héheren Investitions-
vergltung gegeben. Der Effekt des wertvolleren Winterstromes kann sich so au-

tomatisch mit héheren Marktpreisen bemerkbar machen.

4.2.7 Einspeisevergitung nach Marktpreisen

Die Marktpreise werden gemdss LGU aus dem ganzen Strommix Europas berech-
net. Der Strom aus erneuerbaren Energien miisse sich also auch mit dem Strom aus
der Atomkraft sowie Kohlekraft oder anderen nicht erneuerbaren Energien mes-

sen. Es stelle sich die Frage, ob es einen Marktpreis fiir erneuerbare Energien gdbe,
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und aus welchem Grund von einer festen Mindestvergiitung abgesehen werden
solle. Ergdnzend wird gefragt, ob die Gesuchstellerinnen die Option 2 der aktuellen
Photovoltaikférderung wegen der héheren Initialsubvention pro kWh gewdhlt ha-

ben oder wegen der marktorientierten Vergiitung.

Die Regierung halt dazu fest, dass derzeit der Marktpreis mit allen verfligbaren
Erzeugungsarten gebildet wird. Dass von einer eindeutig definierten Mindestver-
gltung abgesehen werden soll, ist nicht richtig. Die Definition soll auf Verord-
nungsebene bei 6 Rp/kWh festgelegt werden. Die Gesuchsteller wahlen zurzeit die
Option 2, weil diese so einen grosseren Teil der Investition liber die Férderung
gleich nach Fertigstellung erhalten. Hinzu kommt, dass Marktpreise zurzeit teil-

weise weit Uber den 10 Rp/kWh der Option 1 liegen.

5. ERLAUTERUNGEN ZU DEN EINZELNEN BESTIMMUNGEN UNTER BERUCK-

SICHTIGUNG DER VERNEHMLASSUNG

5.1 Aligemeine Anmerkungen

Gemeinde Triesen, Vaduz und Ruggell regen an, zum Beispiel in Art. 3 Abs. 1 Bst. e
Kraft-Wdrme-Kopplung (KWK) mit dem Zusatz «mit erneuerbaren Brennstoffen»
zu versehen, um die fossile Wérmebereitstellung als auch die Produktion von Elekt-

rizitéit aus fossilen Brennstoffen zu verhindern.

Die Anregung flr einen Zusatz ,,KWK-Anlagen mit erneuerbaren Brennstoffen” im
gesamten EEG einzubringen, wurde so aufgenommen, dass neue KWK-Anlagen
nur gefordert werden, wenn diese mit erneuerbaren Brennstoffen betrieben wer-
den. Im EEG bleiben samtliche KWK-Anlagen weiterhin tGber Art. 16 und 17 EEG
geregelt, auch diese, fiir welche bereits eine noch laufende Férderung gemass gel-
tendem EEG gesprochen wurde. Die Regierung hat im Zuge der legistischen Pru-

fung einer differenzierten Vorgehensweise den Vorzug gegeben und nur die
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Art. 11 Abs. 1 und Art. 19 entsprechend sinngemass angepasst. Weitere Informa-

tionen zu KWK-Anlagen siehe Kapitel 1.13.

5.2 Energieeffizienzgesetz (EEG)

Zu Art. 3 Abs. 1 Bst. g — Forderungswiirdige Massnahmen und Férderungsemp-

fanger

Bst. g wird durch die Wortfolge «sowie andere Massnahmen der Energieeffizienz»

erganzt. Damit wird eine redaktionelle Anpassung vorgenommen.

Zu Art. 4 Abs. 3 und 5 - Forderungsgrundsatze

Abs. 3 stellt klar, dass jede Massnahme nur einmal geférdert wird. In dieser Vor-
lage wird ergdnzt, dass nach Ablauf von 20 Jahren jede Massnahme eine neue For-
derung beantragt werden darf. Die Wiederférderung soll zudem in Abweichung
zur Vernehmlassung von 25 auf 20 Jahren gesenkt werden. Dies wurde in den bei-
den Motionen zur PV-Pflicht, welche vom Landtag am 6. April 2022 Gberwiesen
wurden, gefordert. Im Unterschied zur Vernehmlassung wird nunmehr im gesam-

ten Absatz von «Massnahme» anstelle von «Anlage» gesprochen.

Die Solargenossenschaft unterstiitzt den Vorschlag. Sie schldgt aber vor, dass fiir
den Abruf der Férdermittel der Nachweis erbracht werden muss, dass die beste-
hende Anlage fachgemdiss recycelt wurde. Die Férderung der Ersatzanlage soll vom
Nachweis des fachgemdssen Recyclings der bestehenden Anlage abhdéngig ge-

macht werden.

Bei der Formulierung von Absatz 3 stellt sich ausserdem die Frage, warum hier im

neu eingefligten zweiten Satz von «Anlage» die Rede ist.

Das Anliegen von fachgerechtem Recycling mit der Wiederforderung zu verknip-
fen 16st die Frage des Recyclings nur zu einem kleinen Teil bzw. wiirde es nur fir

Anlagen |6sen die wieder geférdert werden. Dies schafft aus Sicht der Regierung
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unnotige zusatzliche biirokratische Hiirden. Das Thema Recycling bzw. Entsorgung
ist bereits (iber das Umweltschutzgesetz (USG) 13, die Schweizerische Verordnung
Uber die Vermeidung und die Entsorgung von Abféllen (Abfallverordnung, VVEA)#
und die Schweizerische Verordnung liber die Riickgabe, die Riicknahme und die
Entsorgung elektrischer und elektronischer Gerate (VREG) *° rechtlich geregelt. In

der Praxis wird die Technologie fiir das Recycling fortlaufend optimiert.

Der Hinweis die Wiederférderung auf «Massnahme» anzupassen, wurde von der

Regierung in die Vorlage aufgenommen.

Bei PV macht gemdiss Einschdtzungen der LGV eine Lebensdauer-Erwartung von 25
Jahren wohl Sinn. Bei KWK ist gemdiss ihren Erfahrungen eine Lebensdauer und ab-

leitend eine Frist von 15 Jahren zweckvoller.

Abs. 5 wird dahingehend erganzt, dass neben Minergie-Bauten nach Art. 7 nun
auch Ausgleichsbeitrage PV und KWK vom Grundsatz ausgenommen sind, dass der
Anspruch auf Ausrichtung von Forderbeitragen erlischt, wenn mit den Massnah-
men begonnen wird, bevor eine rechtskraftige Zusicherung der Forderbeitrage
vorliegt. Dadurch wird der Weg fiir eine gleichférmige Forderung aller eingespeis-

ten Energie aus PV und KWK durch einen entsprechenden Ausgleichsbeitrag frei.

Die Regierung differenziert bei den Fordergrundsatzen nicht nach einzelnen Mass-
nahmen. Dies um bei der Kommunikation und Beratungen an Bauwillige eine ein-
fache und verstandliche Botschaft geben zu kénnen und die administrativen Ab-

|aufe einfach zu halten.

13 Umweltschutzgesetz (USG) vom 29. Mai 2008, LGBI 2008 Nr. 199.

14 Verordnung vom 4. Dezember 2015 iber die Vermeidung und die Entsorgung von Abféllen (Abfallverord-
nung, VVEA), SR 814.600.

15 Verordnung vom 20.0ktober 2021 Uber die Riickgabe, die Riicknahme und die Entsorgung elektrischer und
elektronischer Gerate (VREG), SR 814.620.
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Zudem sollte das Wort ,,Anlage” durch das Wort ,,Massnahme” ersetzt werden.

Zu Art. 11 Abs. 1 — Grundsatz

Die Gemeinden Triesen, Vaduz und Ruggell regen an, die Kraft-Wdrme-Kopplun-
gen (KWK) iiberall mit dem Zusatz «mit erneuerbaren Brennstoffen» zu versehen,
um die fossile Wirmebereitstellung als auch die Produktion von Elektrizitéit aus

fossilen Brennstoffen zu verhindern.

Die Regierung hat dies, wie bereits unter Punkt 5.1 ausgefihrt, geprift und hier

fir sinnvoll erachtet. Diese Bestimmung wurde in die Vorlage aufgenommen.

Zu Art. 13 Abs. 1 — Photovoltaikanlagen

In diesem Absatz wird neu festgelegt, dass an die Errichtung von Photovoltaikan-
lagen mit 1 bis hochstens 250 Kilowatt elektrischer Gleichstromleistung ein For-
derbeitrag von hochstens 1’000 Franken pro Kilowatt installierter Gleichstromleis-
tung ausgerichtet werden kann. Es wird also der Hochstbetrag von 750 Franken
auf 1’000 Franken gesetzt. Gleichzeitig wird vorgesehen, dass Anlagen von hohem
allgemeinem Interesse oder mit mehr als 250 Kilowatt nach Art. 15 als andere An-
lage gefordert werden kénnen. Dies bedeutet, dass nun auch eine Anlage unter
250 Kilowatt im Rahmen des Art. 15 «andere Anlagen» gefordert werden kann,
falls diese Anlage von hohem allgemeinem Interesse ist (Beispiel: Faltdach tber

Parkplatzen).

Die Solargenossenschaft erachtet es als angebracht, den Rahmen von Art. 13
Abs. 1 zu erhéhen — beispielsweise auf CHF 1°000 pro kWp — und so zu erméglichen,
dass in der Verordnung festgehalten wird, dass besondere Anlagen auch mehr Fér-

derung erhalten kénnen als «gewéhnliche» Anlagen von 1 bis 250 kWp.

Die Regierung nimmt die Anregung der Solargenossenschaft auf. Mit der Anhe-
bung der Maximalférderung auf Gesetzesebene soll ein grosserer Spielraum bei-

spielsweise fur die Festlegung von kiinftigen Férderungen fiir Doppelnutzungen
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(Uberdachung von Parkplatzen und dhnliches) auf Verordnungsstufe erméglicht
werden. Die Festlegung der effektiven Forderhéhe soll wie bisher auf der Basis von

Kosteniiberlegungen erfolgen, um Uberférderungen zu vermeiden.

Zu Art. 16 Abs. 1 — Abnahmepflicht

Die neue Regelung sieht vor, dass die Verpflichtung fiir Netzbetreiber, den Strom
im Netz abzunehmen, nicht nur flir neue Anlagen, sondern auch fiir bestehende
Anlagen gilt. Ebenfalls wird die Einschrdankung auf 1 bis 250 Kilowatt elektrischer
Leistung aufgehoben. Abs. 1 gilt dann neu flr samtliche Elektrizitdt aus erneuer-

baren Energien und KWK-Anlagen.

Die Solargenossenschaft fiihrt in ihrer Stellungnahme aus, dass es nicht zeitge-
mdss sei, Energie, die mittels fossiler Energietréiger nach dem Prinzip der Kraft-
Wérme-Koppelung erzeugt wurde, bevorzugt zu behandeln. Im Zuge der Umfor-
mulierung solle in diesem Artikel deshalb neu festgehalten werden, dass fiir Ener-
gie, die nach dem Prinzip der Kraft-Wdrme-Kopplung erzeugt wurde, nur noch bei
der Verwendung von erneuerbaren Energietréigern ein Anspruch auf garantierte

Stromabnahme besteht.

Mit der Abnahmepflicht ist gemeint, dass Strom aus KWK-Anlagen zu Marktprei-
sen abgenommen werden muss. Die Abnahme von Strom zu Marktpreisen bein-
haltet aber keine Forderung. Deshalb ist die Regierung der Ansicht, dass die Ab-
nahmepflicht fiir KWK-Anlagen, insbesondere fiir bereits gebaute Anlagen beibe-

halten werden soll.

Die LGV schldgt vor, dass Netzbetreiber verpflichtet werden sollen, die Elektrizitdt,
welche durch die Nutzung erneuerbarer Energien und / oder nach dem Prinzip der
Kraft-Wdrme-Kopplung erzeugt wird, in einer fiir das Netz geeigneten Form abzu-
nehmen. Bei der fiir die Anwendung und Auslegung entscheidenden Verordnung

sei im Besonderen auf eine realistische und wirtschaftlich vertretbare Umsetzung
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zu achten. Als Brennstoff-Kategorien sollen auch internationale erneuerbare Gase

und Wasserstoff beriicksichtigt werden.

Die Regierung folgt den verschiedenen Vorschldgen, welche KWK-Anlagen mit er-
neuerbaren Brennstoffen fordern. In der Verordnung soll die Verwendung von er-
neuerbaren Brennstoffen, insbesondere erneuerbare Gase fir KWK-Anlagen, dif-

ferenziert geregelt werden.

Der erneuerbare Brennstoff muss entweder physisch der Anlage zugefiihrt oder
mit inlandischen Zertifikaten belegt werden. Bei Verwendung von Zertifikaten aus
der Schweiz missen es wegen des Zollvertrages mit der Schweiz und der Abgrenz-
barkeit zu anderen Staaten Zertifikate sein, die im liechtensteinischen oder zumin-

dest im schweizerischen Treibhausgasinventar anrechenbar sind.

Zu Art. 17 Abs. 1, 23, 2b und 5 - Vergiitungspflicht

In Abs. 1 wird der Verweis auf Abs. 2a erganzt.

Abs. 2a legt fest, dass flir Elektrizitat aus Photovoltaikanlagen von 1 bis 250 Kilo-
watt elektrischer Gleichstromleistung die Netzbetreiber zusatzlich zum marktori-
entierten Preis nach Abs. 1 einen Ausgleichsbeitrag PV entrichten, sofern der
marktorientierte Preis eine in der Verordnung festgelegte Mindestverglitung zwi-

schen 4 bis 8 Rappen pro erzeugte Kilowattstunde Elektrizitdt nicht erreicht.

Die Solargenossenschaft erachtet das Mittel der Mindestvergiitung als sehr taug-
lich, nicht nur zur Stdrkung eines marktorientierten Verhaltens, sondern auch um
fiir private oder institutionelle Investoren eine Sicherheit und Planbarkeit zu ge-
wdhrleisten. Allerdings sei der «angedachte» und auf Verordnungsebene festzule-
gende einheitliche Wert von 6 Rappen pro kWh zu niedrig. Die Mindestvergiitung
soll zwischen 4 und 10 Rappen pro erzeugte Kilowattstunde Elektrizitéit betragen
(und fiir die Verordnung eine Mindestvergiitung von 7 Rappen ins Auge gefasst

werden). Die Begrenzung auf 250 kW Leistung soll hier gestrichen werden.
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Die Gemeinden Triesen, Vaduz, Ruggell, Mauren, Gamprin-Bendern und Triesen-
berg schlagen vor, dass der Ausgleichbetrag PV solle nicht 4 bis 8 Rappen pro Kilo-
wattstunde (kWh) betragen, sondern ein klarer kalkulierbarer Betrag sein. Damit
der Thematik noch mehr Gewicht gegeben werde, werden 10 Rappen vorgeschla-
gen. Zudem solle der marktorientierte Preis nicht (iber eine Referenzanlage, son-
dern transparent aus der Differenz der téglichen Mindestvergtitung zum téglichen
marktorientierten Preis, welcher an diesem Tag von dieser Anlage dem Netz einge-
spiesen werde, errechnet werden. Der téigliche marktorientierte Preis solle téglich
vom Energielieferanten auf einem Portal transparent und in Abhdngigkeit zum

Marktpreis kommuniziert werden.

Die Regierung ist der Ansicht, dass aus unter den Kapiteln 1, 2 und 3 ausgefiihrten
Griinden die Mindestvergltung mit 6 Rp/kWh gentigend hoch bemessen ist und

teilt die Ansicht der Solargenossenschaft deshalb nicht.

Die Regierung setzt klar auf ein einfaches einheitliches Fordersystem ohne grosse
Differenzierungen und auch darauf, dass sich die Mindestverglitung auf dem Ni-
veau der Weiterbetriebskosten bewegen muss. Das Ziel einer einfachen Losung
bringt es mit sich, dass es immer Falle geben wird, in denen die Forderung etwas
knapp ist, oder eben auch solche, in denen die Forderung im Nachhinein betrach-

tet zu hoch war.

Die Regierung ist deshalb klar der Ansicht, dass die Mindestvergiitung nicht jedes
Risiko abdecken muss, zumal die Chance von hoheren Marktpreisen wie gerade
im ersten Halbjahr 2022 beobachtet, ja auch dem Anlagenbetreiber zu Gute

kommt und nicht an den Staat zuriickfliesst.

Zur Verdeutlichung soll darauf hingewiesen werden, dass es im ersten Halbjahr

2022 am Strommarkt Situationen gegeben hat, in denen die Stromvergiitung nach
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marktorientiertem Preis beim flinffachen der angestrebten Mindestvergitung von

6 Rp/kWh gelegen hat.

Die Argumentation der Solargenossenschaft ist in gewisser Weise widerspriichlich
und blendet gewichtige Faktoren der Wirtschaftlichkeit aus. So ist gerade bei den
meisten kleinen Anlagen die Wirtschaftlichkeit aufgrund des meist moglichen Ei-
genverbrauches deutlich besser, wie wenn nur mit der Mindestvergiitung gerech-

net wird.

Hier das Beispiel von kleinen Anlagen ohne Eigenverbrauch anzufiihren, ist nicht
ganz nachvollziehbar, da so ein Fall in der Praxis eher selten vorkommt. Kleine An-
lagen sind in der Regel auf Einfamilienhdusern zu finden. Diese profitieren einmal
von einer zusatzlichen Gemeindeférderung und haben praktisch immer einen gu-
ten Eigenverbrauchsanteil. Die Wirtschaftlichkeit ist somit weit besser als von der
Solargenossenschaft beflirchtet. Zudem kann bei solchen Anlagen auch erwartet
werden, dass die Besitzerinnen und Besitzer einer Photovoltaikanlage eine ge-
wisse Bereitschaft zeigen, einen Teil zur Energiewende beizutragen. Die zu erzie-

lende Rendite diirfte daher oft nicht der einzige Investitionsgrund sein.

Anders sieht es bei grossen Anlagen aus. Bei grossen Anlagen insbesondere sol-
chen mit einer Leistung von (iber 250 kWp ist die Mindestverglitung ein sehr wich-
tiges Instrument um die Investition abzusichern. Die Wirtschaftlichkeit kann sich
ganz anders darstellen als bei kleineren Anlagen. Grosse Anlagen kdnnen in der
Regel viel glinstiger gebaut werden und das richtige Mass der Férderung bedarf
der Einzelfallbetrachtung. Deshalb ist die Aufhebung der 250 kWp Grenze wie von
der Solargenossenschaft vorgeschlagen vom Standpunkt des sparsamen und ver-
antwortungsvollen Mitteleinsatzes nicht angezeigt und wird von der Regierung ab-

gelehnt.
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Flr Anlagen tber 250 kWp soll die Energiekommission die Kompetenz haben, an-
dere Mindestverglitungen festzulegen. Diese kdonnen auch tiefer als 6 Rp/kWh
sein, weil solche Anlagen glinstiger gebaut und unterhalten werden kdénnen. Ein
weiterer Grund fir die separate Behandlung grosser Anlagen ist das EU-Beihilfe-
recht, dieses hat zum Ziel Uberférderungen bei Unternehmen und damit Markt-

verzerrungen zu vermeiden.

Betreffend die Forderung, dass das Unterschreiten der Mindestverglitung jeden
Tag ausgeglichen werden soll, ist die Regierung klar der Ansicht, dass dies nicht
zielfihrend ist. Dies wiirde der heutigen Losung mit der festen Einspeisevergilitung
gleichkommen. Es wird immer Tage geben, an denen der marktorientierte Preis
unter unter der Mindestvergiitung liegt und andere, an denen der marktorien-
tierte Preis darlber liegt. Die Idee der Mindestvergutung ist es, die Investition Giber
einen langeren Zeitraum abzusichern. Es sollen jedoch nicht alle Risiken dem For-
dersystem zugewiesen werden. Die Gewinne der héheren Marktpreise fliessen
auch nicht an das staatliche Fordersystem zurtick. Einzelne Tage sind fir die Absi-
cherung der Investition nicht relevant, werden aber in die Jahresbetrachtung au-
tomatisch mitbericksichtigt. Die Regierung wird daher diese Forderung in der Vor-
lage nicht umsetzen. Eine weitere Forderung war, dass die Marktpreise tUber ein
Portal einsehbar sein missen. Diese Forderung ist bereits erfillt. Die Marktpreise

werden laufend im Internet!® verodffentlicht.

Die VBO empfiehlt das Limit von 250 Kilowatt elektrischer Gleichstromleistung auf
1'200 Kilowatt zu erhéhen. Der gewlinschte Zubau wird vor allem durch die Erstel-
lung von grésseren Anlagen ermdéglicht. In der Landwirtschaft sind aufgrund gros-

ser Dachfldchen auch Anlagen iiber 250 Kilowatt méglich, jedoch werden dadurch

16 https://www.epexspot.com/en/market-data. Anschliessend die Schweiz auswahlen und den Day-Ahead
anklicken. Die jeweiligen Stundenpreise werden sodann eingeblendet.
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kostenintensive Netzverstdrkungen notwendig. Ein einheitlicher Strompreis auch
flir Grossanlagen wiirde hier einen notwendigen Anreiz schaffen, Anlagen iiber 250
Kilowatt zu bauen, wenn eine dafiir notwendige Planungssicherheit in Form eines

definierten Stromverglitungspreises gewdbhrleistet wird.

Beziiglich der Mindestvergiitung schlégt die VBO einen Mindestwert von 6 Rappen
pro erzeugte Kilowattstunde vor. Bei einer Wirtschaftlichkeitsrechnung miisse mit
dem tiefsten Wert gerechnet werden, da dieser jederzeit eintreffen kénnte, nach-
dem die Investition bereits getdtigt wurde und nicht mehr veréndert werden

kénne. Als Startwert empfiehlt die VBO 8 Rappen pro Kilowattstunde.

Die Regierung weist darauf hin, dass die Limite von 250 kWp flr Anlagen besteht,
welche von der Energiefachstelle beurteilt werden. Die Energiekommission kann
Anlagen, die grosser als 250 kWp sind, individuell beurteilen und férdern. Der Ge-

setzesentwurf erflillt dieses Anliegen bereits.

Die effektive Hohe der Mindestverglitung wird in der Verordnung basierend auf
wirtschaftlichen Uberlegungen festgelegt. Dabei gilt es ein Gleichgewicht zu hal-
ten, sprich geniigend Anreize zu setzen, damit viele Anlagen gebaut werden kon-

nen. Gleichzeitig ist aber eine breite Uberférderung zu vermeiden.

Abs. 2b legt fest, dass fiir Elektrizitat aus hocheffizienten, am Nutzwarmebedarf
orientierten KWK-Anlagen von 1 bis 250 Kilowatt elektrischer Leistung die Netzbe-
treiber zusatzlich zum marktorientierten Preis nach Abs. 1 einen Ausgleichsbeitrag
KWK entrichten, sofern der marktorientierte Preis eine in der Verordnung festge-
legte Mindestverglitung zwischen 4 bis 20 Rappen pro erzeugte Kilowattstunde
Elektrizitat nicht erreicht. Die Kosten fur Strom aus KWK-Anlagen sind direkt von
schwankenden Brennstoffkosten abhangig, weshalb die mégliche Spanne fir die

Mindestverglitung auf 4 bis 20 Rappen festgelegt wurde.
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Art. 2 Abs. 1 Bst. v und w Vernehmlassungsbericht wird im Art. 17 Abs. 2b einge-
flgt, da es sich dabei um keine Begriffsdefinition im engeren Sinne handelt und
systematisch besser in Art. 17 zu platzieren ist. Abs. 2b definiert neu den Aus-
gleichsbeitrag PV. Dieser errechnet sich aus der Differenz der jahrlichen Mindest-
vergltung zum durchschnittlichen jahrlichen marktorientierten Preis, welcher bei
einer definierten Referenzproduktion in Liechtenstein erzielt werden konnte. Zur
Ermittlung des durchschnittlichen jdhrlichen marktorientierten Preises ist der
marktorientierte Preis mit den entsprechenden Produktionsmengen in identi-
schen Zeitintervallen zu multiplizieren und durch die gesamte Produktionsmenge
zu teilen. Ein negativer jahrlicher Ausgleichsbeitrag PV oder KWK wird mit Null be-

wertet.

Wie die Solargenossenschaft anmerkt, ist in beiden Bst. die Rede von einem
«durchschnittlichen jahrlichen marktorientierten Preis, welcher bei einer definier-
ten Referenzproduktion in Liechtenstein erzielt werden konnte». Es sollte gekldrt
werden, welches die Referenzanlagen sind, die eine entsprechende Referenzpro-

duktion erzielt haben.

Wie die Solargenossenschaft ausfiihrt, muss die Referenzproduktion bzw. die Re-
ferenzanlagen definiert werden, das ist korrekt. Es miissen reale vollstandige
Werte fiir die Referenzproduktion des entsprechenden Kalenderjahres vorliegen.
Weil dies eine sehr technische Frage ist, will die Regierung dies auf Verordnungs-

stufe regeln.

Abs. 5 legt fest, dass die Regierung fiir Elektrizitdt aus anderen als in Abs. 2 und 2a
genannten erneuerbaren Energien zusatzlich zum marktorientierten Preis nach
Abs. 1 ebenfalls einen Ausgleichsbeitrag pro Kilowattstunde Elektrizitat festlegen
kann, sofern der marktorientierte Preis eine mit Verordnung bestimmte Mindest-
vergltung von 4 bis 20 Rappen pro erzeugte Kilowattstunde Elektrizitat nicht er-

reicht. Abs. 2b gilt sinngemass.
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Zu Abs. 5 geht die Solargenossenschaft davon aus, dass die Regierung in der Ver-
ordnung verhindert, dass sich dabei negative ékologische und soziale Auswirkun-
gen ergeben. So darf etwa die Verstromung von Biomasse nicht zu einer Konkur-
renz mit der Nahrungsmittelproduktion fiihren und es ist zu berticksichtigen, dass
Kleinwasserkraftwerke oftmals einen bescheidenen Anteil zur Stromversorgung
leisten, aber betrdchtliche Auswirkungen auf die Okologie haben kénnen, im Ge-

gensatz dazu aber z.B. «Trinkwasserkraftwerke» durchaus sinnvoll sein kénnen.

Diese Bestimmung soll gemdiss Solargenossenschaft dahingehend eingeschriinkt
werden, dass diese Ausgleichsbeitrdge nur fiir KWK ausgerichtet werden, die mit

erneuerbaren Energien betrieben werden.

Beziiglich der angesprochenen 6kologischen und sozialen Auswirkungen ist sich
die Regierung bewusst. Eine Konkurrenzierung von Biomasseverstromung mit
Nahrungsmittelproduktion soll nicht erfolgen. Die Wasserkraftnutzung soll nach
Abwédgung der verschiedenen Interessen auf der Basis der gesetzlichen Grundla-

gen erfolgen.

Hocheffiziente wéirmegefiihrte KWK-Anlagen kénnen einen wesentlichen Beitrag
fiir die Stromversorgung im Winter leisten, meinen die LKW. Die in Art. 17, Abs. 2b
festgelegte Forderung von 4 bis 20 Rp./kWh sollte aus der Perspektive der LKW
zwingend auf Anlagen mit erneuerbarem Brennstoff beschrénkt werden. Die Min-
destverglitung soll laut den Erlduterungen zur Gesetzesvorlage von den schwan-
kenden Brennstoffkosten abhéngig gemacht werden. Dies kommt einer Investiti-
onsgarantie gleich. Da gasbefeuerte KWK-Anlagen sicher nicht zur inléndischen
CO,-Verminderung beitragen, sollte dieser Passus nochmals (iberdacht werden.
Eine schrittweise CO,-Verminderung ist fiir die Erreichung der Klimaziele Liechten-

steins notwendig.
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Dass nur Strom aus mit erneuerbarer Energie betriebenen KWK-Anlagen geférdert
werden soll, wurde unter Punkt 5.1 ausgefiihrt. Die Regierung nimmt diesen Punkt

auf, den verschiedene Vernehmlassungsteilnehmer aufgegriffen haben.

Zu Art. 18 Abs. 13, 2 Bst. b, Abs. 6 und 7 — Fonds fiir Einspeisevergiitungen und
Férderabgabe auf Elektrizitatsverbrauch

Der neue Abs. 1a regelt, dass die ausbezahlten Investitionsférderungen PV und
KWK des Landes vom Fonds soweit getragen werden, wie die Mittel des Fonds

ausreichend sind. Dies bedeutet, dass der Fonds nicht unter Null fallen darf.

Ebenfalls wird festgehalten, dass die Energiefachstelle dafiir einmal im Jahr eine

Gesamtabrechnung an den Fonds stellt.

Die Solargenossenschaft erachtet diesen «Systemwechsel» als wenig sinnvoll. Viel-
mehr bestehe die Gefahr, dass dadurch die Finanzierung der Investitionsférderun-
gen kiinftig nicht mehr gewdhrleistet sei. Grundsdtzlich sei mit einer Einflihrung
einer PV-Pflicht gemdss den beiden vom Landtag am 6. April 2022 angenommenen
einschldgigen Motionen von einem Anstieg der Férderungen auszugehen. Darum
seien grundsdtzliche Gedanken zur Finanzierung dieser Mehrausgaben anzustel-

len.

Wenn nicht nur die Einspeisevergiitung, sondern neu auch die Investitionsférde-
rung fiir PV und KWK aus dem Fonds bezahlt werden sollen und gleichzeitig infolge
der Einfiihrung einer PV-Pflicht von einer deutlichen Zunahme der Férdermittel
auszugehen sei, sei es erforderlich, die maximale Férderabgabe in Form eines Zu-
schlags auf den Durchleitungspreis im EEG an das Schweizerische Niveau von 2.3
Rappen anzuheben. Das heisse nicht, dass die effektive Férderabgabe tatsdchlich
erhéht werden miisse, denn in der Verordnung kann die Regierung den Betrag fest-
legen, der effektiv gebraucht wird, da es sich hier ja weiterhin um einen Maximal-

betrag handelt.
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Die Regierung halt fest, dass es zwischen den Ertrdagen der CO2-Abgabe und den
Forderbeitragen gemdss EEG keine Zweckbindung gibt und auch keine neue ge-

schaffen werden soll.

Die Regierung teilt die Einschdtzung, dass aufgrund der neuen kiirzlich vom Land-
tag gewlinschten PV-Pflicht das Fordervolumen ansteigen wird und so der Finanz-
bedarf fur die Photovoltaikférderung steigen wird. Zum Zeitpunkt der Erstellung
des Vernehmlassungsberichts waren die beiden vom Landtag inzwischen tiberwie-
senen Motionen zur PV-Pflicht noch nicht bekannt. Die Formulierung wurde daher
um den Zusatz «soweit getragen wie die Mittel des Fonds ausreichend sind» er-
ganzt. So bleibt der notwendige Spielraum erhalten und die Netzabgabe kann bei-

behalten werden.

In Abs 2 Bst. b wird festgehalten, dass die Forderabgabe in Form eines Zuschlags
auf den Durchleitungspreis vom 1. Februar 2015 bis zum 31. Dezember 2040 er-

hoben wird. Das Enddatum wird also von 2032 auf 2040 gesetzt.

Abs. 6 sieht vor, dass sofern ein Grund zur Annahme besteht, dass die Mittel des
Fonds nicht mehr ausreichen werden, die Liechtensteinischen Kraftwerke die Re-
gierung unverziglich hierliber zu informieren haben. Aus dem Fonds werden nun
auch der Ausgleichsbeitrag PV und KWK sowie die Investitionsforderungen finan-
ziert. Der letzte Satz dieses Absatzes wird gestrichen, da dieser nicht mehr sach-

gerecht ist.

Abs. 7 nimmt die vorgesehene Anderung der Laufzeit der Férderabgabe von 2032
auf das Jahr 2040 auf und legt fest, dass der Fonds am 31. Dezember 2040 aufge-

|0st wird.

Die LKW merken hierzu an, dass sie im Auftrag des Landes Liechtenstein den EEG-
Fonds verwalten, welcher sich in den letzten Jahren sehr positiv entwickelt habe.

Aus der bisherigen Perspektive des Fonds wdre es in den néichsten Jahren méglich



55

gewesen, den befristeten EEG-Zuschlag (aktuell 1.5 Rp./kWh), welcher vom Staat
zusdtzlich zu den Netznutzungsentgelten erhoben wird, deutlich abzusenken oder
sogar gdnzlich fallen zu lassen. Letzteres wdre sicher vor allem im Sinne der Gross-
verbraucher in Liechtenstein. Mit dem neu angedachten Wechsel (laut Art. 18),
dass kiinftig auch die Investitionsférderung aus dem EEG-Fonds finanziert werden
sollen, ist dies gemdss den Berechnungen in Kapitel 6.3 (nunmehr 7.3) der Ver-
nehmlassung nicht mehr oder erst im Jahre 2040 méglich. Aus der Perspektive der
LKW sollte unbedingt darauf geachtet werden, dass der EEG-Zuschlag — welcher
zwar heute gegeniiber umliegenden Léndern tief ist — nicht (iber das aktuelle Ni-

veau von 1.5 Rp./kWh steigt.

Die Regierung sieht wie auch das LKW das Risiko, dass die Mittel des Fonds mit der
in der Vernehmlassung vorgeschlagenen Losung nicht in jedem Szenario ausrei-
chen. Deshalb wird wie schon in der Antwort zur Stellungnahme der Solargenos-
senschaft der Gesetzestext mit dem Zusatz «soweit getragen wie die Mittel des
Fonds ausreichend sind» erganzt. Damit ist einerseits die Finanzierung der Férde-
rung sichergestellt andererseits kann damit eine Erhéhung der Forderabgabe Gber

das Niveau von 1.5 Rp/kWh vermieden werden.

Um Eigenverbrauchsgemeinschaften (ZEV) zu férdern, wird auf die Erhebung der
Férderabgabe von maximal 1.5 Rappen bei Eigenverbrauchsgemeinschaften (ZEV)

verzichtet, so eine Anmerkung der Gemeinden Triesen, Vaduz und Ruggell.

Die Regierung sieht von einer Spezialregelung fiir ZEV bzw. virtuelle ZEV in Bezug
auf die Forderabgabe ab. Wie unter Kapitel 1.09, 1.10 und 1.11 ausgefiihrt, ist der

Eigenverbrauch bei ZEV schon heute von allen Abgaben befreit.
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Zu Art. 19 Abs. 1 und 2 - Erzeugungsnachweise fiir Elektrizitdt aus erneuer-
baren Energien und mit erneuerbaren Brennstoffen betriebenen KWK-Anla-
gen

Die Gemeinden Triesen, Vaduz und Ruggell regen an, die Kraft-Warme-Kopplun-
gen (KWK) Gberall mit dem Zusatz «mit erneuerbaren Brennstoffen» zu versehen,
um die fossile Warmebereitstellung als auch die Produktion von Elektrizitat aus

fossilen Brennstoffen zu verhindern.

Die Regierung hat dies gepruft und fir sinnvoll erachtet. Deshalb wurde diese Be-

stimmung in die Vorlage aufgenommen.

Zu Art. 22 Bst. b’ — Energiefachstelle Liechtenstein

Neu wird in die Vorlage im gegenstandlichen Bericht und Antrag eine zusatzliche
Aufgabe der Energiefachstelle aufgenommen, diese ist nunmehr zustandig fir die
Erstellung der jahrlichen Gesamtabrechnung Uber die ausbezahlten Forderbei-

trdage zuhanden des Fonds (Art. 18 Abs. 1a).

Zu lI. - Ubergangsbestimmung
Es wird bestimmt, dass auf zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes han-

gige Gesuche das bisherige Recht Anwendung findet.

Zu lll. = Inkrafttreten

Die Bestimmung regelt das Inkrafttreten des Gesetzes Uiber die Abanderung des
EEG. Auf das Inkrafttreten des Gesetzes werden zeitgleich auch die Verordnungs-
bestimmungen anzupassen sein. Das Inkrafttreten ist auf den 1. Januar 2023 vor-

gesehen.
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6. VERFASSUNGSMASSIGKEIT / RECHTLICHES

Die Regierungsvorlage wirft keine verfassungsrechtlichen Bedenken auf. Es stehen

ihr keine diesbezliglichen Bestimmungen entgegen.

7. AUSWIRKUNGEN AUF VERWALTUNGSTATIGKEIT UND RESSOURCENEIN-

SATZ

7.1 Neue und veranderte Kernaufgaben

Die Anpassungen beinhalten keine grundséatzlich neuen oder verdanderten Kern-

aufgaben.

7.2 Personelle, organisatorische und rdumliche Auswirkungen

Die Anpassungen haben auf die personellen und organisatorischen Ablaufe posi-
tive Auswirkungen. Mit der gegenstandlichen Vorlage soll die Komplexitédt des For-
dermodells und der damit einhergehende administrative Aufwand sowohl fiir die
Antragsteller wie auch die Behorden, trotz Verdoppelung des PV-Zubauziels auf 5
MWop, tief gehalten werden. Ende 2021 waren 2’100 Photovoltaikanlagen am
Netz. Die Anzahl Photovoltaikanlagen soll weiter stark steigen und dabei ist es ent-
scheidend, einfache und gut administrierbare Losungen bereitzustellen. Es sind

keine raumlichen Auswirkungen zu erwarten.

7.3 Finanzielle Auswirkungen

Auswirkungen auf den Fonds fiir Einspeisevergiitung

Der Fonds fir Einspeisevergitungen (Art. 18 EEG) wird aus einer fixen Abgabe von
aktuell 1.5 Rappen pro Kilowattstunde auf samtlichem aus dem Netz bezogenen

Strom gedufnet. Aus diesen Einnahmen wird die derzeitige feste
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Einspeisevergiitung finanziert. Die Anlagen aus den Jahren 2008 bis 2013, die noch
von wesentlich hoheren Verglitungen je eingespiesener Kilowattstunde Strom
profitieren, haben Uber die letzten Jahre wie erwartet einen negativen Saldo im

Fonds verursacht.

Der Fonds fiir Einspeisevergitung schloss per 31. Dezember 2020 mit einem Defi-
zit von CHF 5732°067.13 ab. Die frithen Anlagen mit hoher Einspeisevergiitung
sind amortisiert und fallen nun nach zehnjahriger Laufzeit zunehmend aus dem
Fordermodell. Die noch laufenden Einspeisevergitungen der neueren Anlagen
sind viel tiefer. Projektionen zeigen, dass sich das Defizit deshalb bis 2024 abbauen

wird.

Bisher wurde die Investitionsférderung aus dem allgemeinen Staatshaushalt als
Teil des Budgets der Fordermassnahmen gemass dem EEG finanziert. Klinftig sol-
len sowohl der Ausgleichsbeitrag zur Sicherstellung der Mindestvergiitung als
auch die Investitionsforderung tiber den Fonds fur Einspeisevergitung soweit ge-

tragen werden wie die Mittel des Fonds ausreichend sind.

Dies hat Einfluss auf die Entwicklung des Fonds. Eine Projektion mit folgenden An-
nahmen zeigt, dass dazu die Netzabgabe nicht angehoben werden muss und sich

das Defizit bis 2024 trotzdem abbauen wird:

- Einberechnung der noch bis Ende 2032 laufenden festen Einspeisevergiitun-

gen.

- Einberechnung des Ausgleichsbeitrages PV, dieser wird mit 3.5 Rappen pro
Kilowattstunde fiir eine zunehmende Solarstrommenge geschatzt. Dabei
wird angenommen, dass aus dem Zubau von 5 MWp (bis 2030) und 7.5 MWp
(2031-2040) nach Abzug eines Eigenverbrauches von ca. 20% eine zusatzli-
che jahrlich dazu kommende Strommenge von 4.0 GWh (bis 2030) bzw. 6.0
GWh (2031-2040) mit dem Ausgleichsbeitrag verglitet werden muss.
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- Einberechnung des Ausgleichsbeitrages KWK: Dieser wird mit 12 Rappen pro
Kilowattstunde fiir eine Strommenge von 1.6 auf 3.2 GWh pro Jahr steigend

bis 2040 angenommen.

- Einberechnung von Investitionsforderungen PV fiir einen Zubau von 5 MWp
pro Jahr mit CHF 3 Mio. pro Jahr im Zeitraum 2023 bis 2030. (Dies entspricht
einer durchschnittlichen Investitionsforderung von CHF 600 pro Kilowatt in-

stallierter Gleichstromleistung).

- Einberechnung von Investitionsférderungen PV fir einen Zubau von
7.5 MWp pro Jahr mit CHF 2.25 Mio. pro Jahr im Zeitraum 2031 bis 2040.
(Dies entspricht einer durchschnittlichen Investitionsférderung von CHF 300

pro Kilowatt installierter Gleichstromleistung).

- Einberechnung von Administrationsaufwendungen wie in den Vorjahren.

Nachfolgend die Projektion in grafischer Form:

Fonds fiir Einspeisevergiitungen

Entwicklung und Prognose mit Ausgleichsbeitrag und Investitionsvergiitung
(Stand 03.02.22)
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Auswirkungen auf den Staatshaushalt

Das in der Energiestrategie 2030 festgelegte Ausbauziel hat unmittelbar finanzielle
Auswirkungen auf das Forderbudget gemaéss Energieeffizienzgesetz. Die Verdop-
pelung des Ausbauzieles auf 5 MWp pro Jahr bedeutet ein Mehrbedarf an finanzi-
ellen Mitteln in der Grossenordnung von CHF 1.5 Mio. pro Jahr. Dies wurde bereits
in das Budget 2022 eingerechnet und wird auch fir das Budget 2023 kalkuliert.
Durch die Ubernahme der Kosten fiir die Investitionsférderung durch den Fonds
fur Einspeiseverglitung kann das Staatsbudget entsprechend entlastet werden.
Dadurch entsteht Spielraum fir die weiteren vorgesehenen Massnahmen der
Energiestrategie 2030, wie z.B. den Ersatz von fossilen Heizungen. Die finanziellen

Auswirkungen kdnnen deshalb als positiv bewertet werden.

Die LKW merken an, dass die Berechnungen im Kapitel 6.3 von einem Zubau von 5
MW, bei der Photovoltaik ausgehen. Unberlicksichtigt sei, dass der Zubau markant
héher ausfallen kénnte, zumal verschiedentlich auch Forderungen in dieser Hin-

sicht (bis zu 10 MW) laut wurden.

Die Regierung sieht ebenfalls wie die LKW das Risiko, dass die Mittel des Fonds mit
der in der Vernehmlassung vorgeschlagenen Lésung nicht in jedem Szenario aus-
reichen. Gerade die am 6. April 2022 vom Landtag Giberwiesenen beiden Motionen
zur PV-Pflicht bei gleichzeitiger Férderung verandert die Ausgangslage fur die Pro-
jektionen des Fonds fiir Einspeiseverglitung erheblich. Deshalb wird der Gesetzes-
text fir den Fonds mit dem Zusatz «soweit getragen wie die Mittel des Fonds aus-
reichend sind» erganzt. Damit ist die Finanzierung der Férderung fiir verschiedene

Szenarien sichergestellt.

Die LGU fragt sich, ob der lineare Zuwachs von 5 MWp pro Jahr geniige oder die
Zuwachskurve jetzt nicht stark ansteigen miisse und sich gegen 2050 abflachen

solle? Ebenfalls stellt die LGU zur Diskussion, ob es nicht sinnvoll wdére, den Fonds
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fiir die Einspeisevergiitung mit den Einnahmen aus den CO,-Abgaben zu erhéhen,

um das Volumen im Fonds zu vergréssern?

Der lineare Zuwachs wurde in den Beratungen des Landtages zur Energiestrategie
2030 am 6. November 2020 verabschiedet. Ein starkerer Anstieg des Zubaus ist
aus Sicht der Regierung auf jeden Fall erwiinscht. Eine Abflachung des effektiven
Baues von Photovoltaikanlagen gegen 2050 ist nicht zu erwarten, weil dann alte-
ren Anlagen wieder ersetzt werden missen. Es kann aber sein, dass der Nettozu-
bau in Bezug auf die Flache abflacht, weil die verfligbaren Flachen bis dann knap-
per werden. Da die Photovoltaikmodule bezliglich Wirkungsgrad immer besser
werden, ist es denkbar, dass der Zubau in kWp trotz begrenzten Flachen weiter

zunimmt.

Die Regierung halt fest, dass es zwischen den Ertrdagen der CO,-Abgabe und den
Forderbeitragen gemdss EEG sowie dem Fonds fiir Einspeisevergiitung keine
Zweckbindung gibt. Um grosstmogliche Flexibilitdt zu bewahren, mochte die Re-

gierung auch keine neue Zweckbindung schaffen.
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Il. ANTRAG DER REGIERUNG

Aufgrund der vorstehenden Ausfiihrungen unterbreitet die Regierung dem Land-

tag den

Antrag,

der Hohe Landtag wolle diesen Bericht und Antrag zur Kenntnis nehmen und die

beiliegende Gesetzesvorlage in Behandlung ziehen.

Genehmigen Sie, sehr geehrter Herr Landtagsprasident, sehr geehrte Frauen und

Herren Abgeordnete, den Ausdruck der vorziiglichen Hochachtung.

REGIERUNG DES
FURSTENTUMS LIECHTENSTEIN

gez. Dr. Daniel Risch
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lll. REGIERUNGSVORLAGE

ENERGIEEFFIZIENZGESETZ (EEG)

Gesetz
vom ...

liber die Abanderung des Energieeffizienzgesetzes

Dem nachstehenden vom Landtag gefassten Beschluss erteile Ich Meine Zu-

stimmung:

Abdnderung bisherigen Rechts

Das Gesetz vom 24. April 2008 (iber die Forderung der Energieeffizienz und
der erneuerbaren Energien (Energieeffizienzgesetz; EEG), LGBI. 2008 Nr. 116, in

der geltenden Fassung, wird wie folgt abgeandert:

Art. 3 Abs. 1 Bst. g

1) Der Staat fordert folgende Massnahmen im Inland:

g) Energiegewinnung durch andere Anlagen sowie andere Massnahmen zur

Steigerung der Energieeffizienz.
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Art. 4 Abs. 3und 5

3) Forderbeitrage werden fir jede Massnahme nur einmal ausgerichtet; eine
erneute Forderung derselben Massnahme ist erst nach Ablauf von 20 Jahren mog-

lich.

5) Der Anspruch auf Ausrichtung von Férderbeitragen erlischt, wenn mit den
Massnahmen begonnen wird, bevor eine rechtskraftige Zusicherung der Férder-
beitrdge vorliegt. Davon ausgenommen sind Forderbeitrage fir Minergie-Bauten

nach Art. 7 und Ausgleichsbeitrage nach Art. 17.

Art. 11 Abs. 1

1) An die Errichtung von hocheffizienten, am Nutzwarmebedarf orientierten
und mit erneuerbaren Brennstoffen betriebenen KWK-Anlagen mit 1 bis hochs-
tens 250 Kilowatt elektrischer Leistung wird ein Forderbeitrag von hochstens 400
Franken pro Kilowatt elektrischer Leistung ausgerichtet. Anlagen mit mehr als 250
Kilowatt elektrischer Leistung konnen nach Art. 15 als andere Anlagen gefordert

werden.

Art. 13 Abs. 1

1) An die Errichtung von Photovoltaikanlagen mit 1 bis héchstens 250 Kilo-
watt elektrischer Gleichstromleistung wird ein Férderbeitrag von hochstens 1’000
Franken pro Kilowatt installierter Gleichstromleistung ausgerichtet. Anlagen von
hohem allgemeinem Interesse oder mit mehr als 250 Kilowatt elektrischer Gleich-

stromleistung kdnnen nach Art. 15 als andere Anlage gefordert werden.
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Art. 16 Abs. 1

1) Netzbetreiber sind verpflichtet, die Elektrizitat, welche durch die Nutzung
erneuerbarer Energien oder nach dem Prinzip der Kraft-Warme-Kopplung erzeugt
wird, in einer fiir das Netz geeigneten Form abzunehmen. Das Recht, diese Elekt-
rizitat und ihren 6kologischen Mehrwert zu verwerten, geht damit an die Netzbe-

treiber Uber.

Art. 17 Abs. 1, 2a, 2bund 5

1) Der Netzbetreiber hat dem Anlagebetreiber vorbehaltlich Abs. 2 und 2a
fir die nach Art. 16 abgenommene Elektrizitat auf der Grundlage marktorientier-

ter Preise eine Verglitung zu entrichten.

2a) Fir Elektrizitat aus folgenden Anlagen entrichten die Netzbetreiber zu-

satzlich zum marktorientierten Preis nach Abs. 1 einen Ausgleichsbeitrag:

a) Photovoltaikanlagen von 1 bis 250 Kilowatt elektrischer Gleichstromleis-
tung, sofern der marktorientierte Preis eine mit Verordnung bestimmte Min-
destvergiitung von 4 bis 8 Rappen pro erzeugte Kilowattstunde Elektrizitat

nicht erreicht;

b)  hocheffiziente, am Nutzwarmebedarf orientierte und mit erneuerbaren
Brennstoffen betriebene KWK-Anlagen von 1 bis 250 Kilowatt elektrischer
Leistung, sofern der marktorientierte Preis eine mit Verordnung bestimmte
Mindestverglitung von 4 bis 20 Rappen pro erzeugte Kilowattstunde Elektri-

zitat nicht erreicht.

2b) Der Ausgleichsbeitrag nach Abs. 2a errechnet sich aus der Differenz zwi-
schen der jahrlichen Mindestvergiitung und dem durchschnittlichen jahrlichen

marktorientierten Preis, der bei einer definierten Referenzproduktion im Inland
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erzielt werden konnte. Zur Ermittlung des durchschnittlichen jahrlichen marktori-
entierten Preises ist der marktorientierte Preis mit den entsprechenden Produkti-
onsmengen in identischen Zeitintervallen zu multiplizieren und durch die gesamte
Produktionsmenge zu teilen. Ein negativer jahrlicher Ausgleichsbeitrag wird mit

Null bewertet.

5) Die Regierung kann fiir Elektrizitdt aus anderen als in Abs. 2 und 2a ge-
nannten erneuerbaren Energien zusatzlich zum des marktorientierten Preis nach
Abs. 1 ebenfalls einen Ausgleichsbeitrag pro Kilowattstunde Elektrizitat festlegen,
sofern der marktorientierte Preis eine mit Verordnung bestimmte Mindestvergi-
tung von 4 bis 20 Rappen pro erzeugte Kilowattstunde Elektrizitat nicht erreicht.

Abs. 2b gilt sinngemass.

Art. 18 Abs. 1a, 2 Bst. b, 6 und 7

1a) Die ausbezahlten Forderbeitrage fiir KWK-Anlagen (Art. 11) und Photo-
voltaikanlagen (Art. 13) werden im Rahmen der zur Verfligung stehenden Mittel
vom Fonds getragen; die Energiefachstelle erstellt jahrlich eine Gesamtabrech-

nung Uber die ausbezahlten Férderbeitrdge zuhanden des Fonds.

2) Die Mittel des Fonds fiir Einspeisevergiitungen setzen sich zusammen aus:

b) den Einnahmen der Netzbetreiber aus der Erhebung einer Forderabgabe auf
den Elektrizitatsverbrauch aller Endverbraucher. Die Férderabgabe wird in
Form eines Zuschlags auf den Durchleitungspreis vom 1. Februar 2015 bis
zum 31. Dezember 2040 erhoben. Sie betragt hochstens 1.5 Rappen pro ver-

brauchte Kilowattstunde. Die Regierung regelt das Ndahere mit Verordnung.

6) Besteht Grund zur Annahme, dass die Mittel des Fonds nicht mehr ausrei-

chen werden, um die Kosten fur die festen Einspeisevergiitungen, die
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Ausgleichsbeitrage, die Forderbeitrage nach Abs. 1a sowie den Aufwand der Liech-
tensteinischen Kraftwerke zu decken, haben die Liechtensteinischen Kraftwerke

die Regierung unverziglich hieriber zu informieren.

7) Die Regierung schliesst mit den Liechtensteinischen Kraftwerken eine
Leistungsvereinbarung Uber die Verwaltung des Fonds fiir Einspeisevergitungen
ab. Der Fonds wird am 31. Dezember 2040 aufgel6st. Ein positiver Endsaldo wird

von den Liechtensteinischen Kraftwerken an das Land abgefihrt.

Art. 19
Erzeugungsnachweise flir Elektrizitét aus erneuerbaren Energien und mit

erneuerbaren Brennstoffen betriebenen KWK-Anlagen

1) Fir Elektrizitdt aus erneuerbaren Energien und mit erneuerbaren Brenn-
stoffen betriebenen KWK-Anlagen ist ein Erzeugungsnachweis zu erstellen. Dieser

ist Voraussetzung fur die Verglitung nach Art. 17.

2) Die Regierung regelt das Ndhere, insbesondere die Anforderungen an die
Erzeugungsnachweise sowie die Uberwachung der Effizienz von mit erneuerbaren

Brennstoffen betriebenen KWK-Anlagen, mit Verordnung.

Art. 22 Bst. bb's

Der beim Amt fiir Volkswirtschaft eingerichteten Energiefachstelle obliegen

insbesondere:

bbis) die Erstellung der jahrlichen Gesamtabrechnung Uber die ausbe-

zahlten Forderbeitrdage zuhanden des Fonds (Art. 18 Abs. 1a);
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Ubergangsbestimmung

Auf zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes hdngige Gesuche fin-

det das bisherige Recht Anwendung.

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt unter Vorbehalt des ungenutzten Ablaufs der Referen-
dumsfrist am ... (1./Monat/Jahr) in Kraft, andernfalls am Tag nach der Kundma-

chung.



	I. Bericht der Regierung
	1. Ausgangslage
	1.1 Rückblick
	1.2 Rolle der Photovoltaik (PV) in der Energiestrategie 2030
	1.3 Preisentwicklung für PV-Dachanlagen in Liechtenstein
	1.4 Fassadenanlagen
	1.5 Strompreisentwicklung und Energiemanagement
	1.6 Einspeisevergütung zu Marktpreisen
	1.7 Eigenverbrauch und Einspeisung
	1.8 Weiterbetriebskosten
	1.9 Zusammenschluss zum Eigenverbrauch (ZEV)
	1.10 Zusammenschluss zum virtuellen Eigenverbrauch (virtueller ZEV)
	1.11 Netzkostenberechnung aufgrund dezentraler Stromproduktion wie Photovoltaikanlagen
	1.12 Erkenntnisse aus der Verhaltensökonomie
	1.13 KWK-Anlagen

	2. Begründung der Vorlage
	3. Schwerpunkte der Vorlage
	3.1 Das neue Fördermodell im Überblick
	3.2 Mindestvergütung zur Stärkung eines marktorientierten Verhaltens
	3.3 Investitionsförderung für Photovoltaikanlagen
	3.4 Wirtschaftlichkeit von Photovoltaikanlagen
	3.5 Doppelnutzungen
	3.6 Wiederförderung nach 20 Jahren
	3.7 Finanzierung der Förderung von Strom aus Photovoltaik und anderen Erneuerbaren Quellen

	4. Vernehmlassung
	4.1 Allgemeines
	4.2 Ergebnisse der Vernehmlassung
	4.2.1 Mindestvergütung zur Stärkung eines marktorientierten Verhaltens
	4.2.2 Zusammenschluss zum Eigenverbrauch (ZEV)
	4.2.3 Energiedarlehen: Günstige oder zinslose Kredite für Sanierungen und PV-Anlagen
	4.2.4 Doppelnutzungen
	4.2.5 Wiederförderung nach 20 Jahren
	4.2.6 Fassadenanlagen
	4.2.7 Einspeisevergütung nach Marktpreisen


	5. Erläuterungen zu den einzelnen Bestimmungen unter Berücksichtigung der Vernehmlassung
	5.1 Allgemeine Anmerkungen
	5.2 Energieeffizienzgesetz (EEG)

	6. Verfassungsmässigkeit / Rechtliches
	7. Auswirkungen auf Verwaltungstätigkeit und Ressourceneinsatz
	7.1 Neue und veränderte Kernaufgaben
	7.2 Personelle, organisatorische und räumliche Auswirkungen
	7.3 Finanzielle Auswirkungen


	II. Antrag der Regierung
	III. Regierungsvorlage
	Energieeffizienzgesetz (EEG)


